Bundesrat Drucksache 84/22

25.02.22

R-AIS-FS-G

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfiihrung der EU-Verordnungen
uber grenziuberschreitende Zustellungen und grenz-
uberschreitende Beweisaufnahmen in Zivil- oder Handelssachen,
zur Anderung der Zivilrechtshilfe, des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts sowie sonstiger Vorschriften

A. Problem und Ziel

Das Europaische Parlament und der Rat haben im Jahr 2020 unter deutscher Ratsprasi-
dentschaft zwei Verordnungen zur Zivilrechtshilfe neu gefasst, ndmlich die Verordnung
(EU) 2020/1784 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2020
Uber die Zustellung gerichtlicher und aufergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- oder Han-
delssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftsticken) (ABI. L 405 vom
2.12.2020, S. 40) (im Folgenden: EuZVO) und die Verordnung (EU) 2020/1783 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2020 Uber die Zusammenarbeit
zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil-
oder Handelssachen (Beweisaufnahme) (ABI. L 405 vom 2.12.2020, S. 1) (im Folgenden:
EuBVO).

Die Neufassungen von EuZVO und EuBVO sollen grenziberschreitende Zustellungen
und Beweisaufnahmen zwischen den Mitgliedstaaten der Europaischen Union beschleu-
nigen und vereinfachen. Diese Effekte sollen vor allem dadurch erreicht werden, dass
Rechtshilfeersuchen kulinftig elektronisch zwischen den Mitgliedstaaten zu Ubermitteln
sind.

Die Neufassungen von EuZVO und EuBVO erfordern Anpassungen in den zivilprozessua-
len Vorschriften.

Nach Verkundung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts
vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882) sind zudem — Uberwiegend redaktionelle oder klarstel-
lende — Anderungen an einigen hiervon betroffenen Gesetzen erforderlich.

B. Losung

Dieser Entwurf enthalt in erster Linie die durch die Neufassung von EuZVO und EuBVO
erforderlichen Anderungen der Zivilprozessordnung (ZPO).
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Dariiber hinaus sieht der Entwurf Anderungen bei der grenziiberschreitenden Zustellung
in Drittstaaten (§ 183 ZPO) und bei der grenziiberschreitenden Beweisaufnahme in Dritt-
staaten (§ 363 ZPO) vor. Diese Anderungen betreffen insbesondere das Rangverhaltnis
zwischen mehreren volkerrechtlich zulassigen Wegen fir Zustellungen und Beweisauf-
nahmen in Drittstaaten. Kinftig sollen deutsche Auslandsvertretungen nur noch in be-
grindeten Ausnahmefallen um Zustellungen und Beweisaufnahmen ersucht werden,
wenn Zustellungen und Beweisaufnahmen auch auf anderen Wegen bewirkt werden kon-
nen. Die Nachrangigkeit der Rechtshilfe durch deutsche Auslandsvertretungen gilt kiinftig
auch im Verhaltnis zu Mitgliedstaaten der Europaischen Union (vergleiche die §§ 1067
und 1072 der Zivilprozessordnung in der Entwurfsfassung — ZPO-E). Der Entwurf schlieft
aulRerdem eine Zustandigkeitslicke bei der Zustellung aufergerichtlicher Schriftstiicke
nach vélkerrechtlichen Vereinbarungen in Drittstaaten (§ 183 Absatz 6 ZPO-E).

Ferner verankert der Entwurf die etablierte Stellung des Bundesamtes fur Justiz (BfJ) bei
der LOsung von Schwierigkeiten im internationalen Zivilrechtshilfeverkehr sowohl inner-
halb der Europaischen Union als auch im Verhaltnis zu den Vertragsstaaten bestimmter
Ubereinkommen der Haager Konferenz fiir Internationales Privatrecht. Hierzu sieht der
Entwurf Anderungen vor in den §§ 1069 und 1074 ZPO und im Gesetz zur Ausfiihrung
des Haager Ubereinkommens vom 15. November 1965 (ber die Zustellung gerichtlicher
und auBergerichtlicher Schriftstiicke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen und des
Haager Ubereinkommens vom 18. Marz 1970 Uber die Beweisaufnahme im Ausland in
Zivil- oder Handelssachen vom 22. Dezember 1977 (BGBI.| S. 3105; im Folgenden:
HZU/HBU AusfG), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Juni 2017 (BGBI. |
S. 1607) geandert worden ist.

Zudem erweitert der Entwurf im Verhaltnis zu Staaten des Common Law, beispielsweise
GroRbritannien oder den Vereinigten Staaten von Amerika (USA), die bestehenden
Rechtshilfeméglichkeiten. Nach § 14 HZU/HBU AusfG-E sollen kiinftig unter strengen
Voraussetzungen auch Beweisaufnahmeersuchen erledigt werden konnen, die sich auf
eine “pre-trial discovery of documents® (Dokumentenherausgabe) richten. Dies gilt aber
nur, soweit entsprechende Ersuchen nicht auf eine unzulassige Ausforschung zielen.

Der Entwurf enthalt schlieRlich Anderungen in sonstigen Vorschriften, die im Gefolge des
Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021
(BGBI. | S. 882) umzusetzen sind und spatestens zeitgleich mit diesem am 1. Januar
2023 in Kraft treten miissen. Die weiteren Anderungen in sonstigen Vorschriften dienen
der Rechtsbereinigung.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Keine. Auch die Verankerung der Stellung des BfJ im Zivilrechtshilfeverkehr 16st keine
zusatzlichen Haushaltsausgaben beim Bund aus.

E. Erfullungsaufwand

Keiner.
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E.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Biirger

Fur Bargerinnen und Burger entsteht kein Erflllungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass deutsche Unternehmen, die in Common-
Law-Staaten tatig sind, infolge der Neufassung von § 14 HZU/HBU AusfG vermehrt mit
Dokumentenherausgabeverlangen nach dem Haager Beweisaufnahmelibereinkommen
belastet werden. Allerdings legen deutsche Unternehmen in auslandischen Gerichtsver-
fahren schon jetzt regelmafRig Dokumente auf der Basis auslandischer Prozessordnungen
vor, um Prozessnachteile zu vermeiden. Solche Dokumentenvorlagen auf der Basis aus-
landischen Prozessrechts dirften in Zukunft zurlickgehen, wenn das Haager Beweisauf-
nahmeubereinkommen als Rechtsgrundlage greift. Damit durften sich der Aufwand und
die Entlastung, die deutschen Unternehmen durch die neue Rechtslage entstehen, in et-
wa ausgleichen. Jedenfalls ware ein etwaiger Mehraufwand der Unternehmen als gering-
fugig anzusehen.

Im Ubrigen entsteht fir die Wirtschaft kein Erfiillungsaufwand.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Die Neufassung von § 14 HZU/HBU AusfG kénnte eine geringfligige Mehrbelastung bei
den Zentralen Behdrden der Lander auslésen, da diese die aus dem Ausland eingehen-
den Dokumentenvorlageersuchen auf deren Erledigungsfahigkeit prifen. Die Gesamtzahl
der jahrlich in der Bundesrepublik Deutschland aus Common-Law-Staaten eingehenden
Dokumentenvorlageersuchen und der hiermit verbundene Aufwand der Lander dirfte al-
lerdings zu vernachlassigen sein.

Bei den deutschen Auslandsvertretungen dirfte sich demgegeniiber eine geringflgige
Entlastung dadurch ergeben, dass in der Zukunft Zustellungen und Beweisaufnahmen im
Ausland vermehrt durch auslandische Stellen vorzunehmen sind.

Auch im Ubrigen entsteht fir die Verwaltung kein Erfiillungsaufwand.

F. Weitere Kosten
Fur die Gerichte ist kein Mehraufwand zu erwarten.

Der Umstellungsaufwand, der mit der Digitalisierung der Ubermittiungswege nach der
EuZVO und der EuBVO verbunden ist, wird nicht durch diesen Entwurf, sondern durch die
EuZVO und die EuBVO ausgelost.

Das Gesetz wirkt sich nicht auf die Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau und insbe-
sondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, 25. Februar 2022
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Bodo Ramelow

Sehr geehrter Herr Président,

hiermit Ubersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den
von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfiihrung der EU-Verordnungen tiber grenz-
uberschreitende Zustellungen und grenziberschreitende Beweisaufnahmen in
Zivil- oder Handelssachen, zur Anderung der Zivilrechtshilfe, des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts sowie sonstiger VVorschriften

mit Begriindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedurftig, weil die Neufassungen der Euro-
paischen Zustellungsverordnung und der Europdischen Beweisaufnahmever-
ordnung in weiten Teilen ab dem 1. Juli 2022 anzuwenden sind. Dies erfordert es,
das Gesetzgebungsverfahren bis zum Sommer 2022 abzuschliel3en.

Fristablauf: 08.04.22
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG



Drucksache 84/22 -2-

Federfiihrend ist das Bundesministerium der Justiz.

Mit freundlichen GriiRen
Olaf Scholz
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Entwurf eines Gesetzes zur Durchfihrung der EU-Verordnungen tber
grenzuberschreitende Zustellungen und grenziberschreitende Be-
weisaufnahmen in Zivil- oder Handelssachen, zur Anderung der Zivil-
rechtshilfe, des Vormundschafts- und Betreuungsrechts sowie sonsti-
ger Vorschriften

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung der Zivilprozessordnung

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005
(BGBI. I S. 3202; 2006 | S. 431; 2007 | S. 1781), die zuletzt durch ... geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsubersicht zu Buch 11 wird wie folgt geandert:

a) Inder Angabe zu Abschnitt 1 wird die Angabe ,(EG) Nr. 1393/2007“ durch die An-
gabe ,(EU) 2020/1784" ersetzt.

b) Die Angaben zu den 88 1067 bis 1069 werden durch die folgenden Angaben er-
setzt:

,8 1067 Zustellung durch Auslandsvertretungen
§ 1068 Elektronische Zustellung
§ 1069 Zustandigkeiten nach der Verordnung (EU) 2020/1784; Verordnungsermachtigungen

§ 1070 Sprache eingehender Antrage, Bescheinigungen und Mitteilungen®.

c) Die bisherige Angabe zu § 1070 wird die Angabe zu § 1071.

d) In der Angabe zu Abschnitt 2 wird die Angabe ,(EG) Nr. 1206/2001“ durch die An-
gabe ,(EU) 2020/1783" ersetzt.

e) Inder Angabe zu § 1074 wird die Angabe ,(EG) Nr. 1206/2001" durch die Angabe
»(EU) 2020/1783; Verordnungserméachtigung“ ersetzt.

2. § 183 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
»(1) Fur die Durchfihrung

1. der Verordnung (EU) 2020/1784 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 25. November 2020 Uber die Zustellung gerichtlicher und auf3ergerichtli-
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b)

d)

cher Schriftstiicke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustel-
lung von Schriftstiicken) (ABI. L 405 vom 2.12.2020, S. 40) in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung sowie

2. des Abkommens zwischen der Europaischen Gemeinschaft und dem Konig-
reich Danemark vom 19. Oktober 2005 Uber die Zustellung gerichtlicher und
auRRergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- oder Handelssachen (ABI. L 300 vom
17.11.2005, S. 55; L 120 vom 5.5.2006, S. 23), das durch die Mitteilung Dé&-
nemarks vom 22. Dezember 2020 (ABI. L 19 vom 21.1.2021, S. 1) geandert
worden ist,

gelten § 1067 Absatz 1, 8 1069 Absatz 1 sowie die 88 1070 und 1071. Soweit nicht

fur die Zustellung im Ausland die vorgenannten Regelungen maf3geblich sind, gel-

ten fur die Zustellung im Ausland die Absatze 2 bis 6.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,bestehenden” gestrichen und werden nach dem Wort
Lvorzunehmen* ein Komma und die Worter ,die im Verhaltnis zu dem jeweili-
gen Staat gelten® eingefiigt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,fremden® durch das Wort ,auslandischen® ersetzt.

cc) Folgender Satz wird angeflgt:

»Eine Zustellung durch die zustandige deutsche Auslandsvertretung soll nur in
den Féallen des Absatzes 4 erfolgen.”

Die Absétze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:

,(3) Bestehen keine vdlkerrechtlichen Vereinbarungen zur Zustellung, so er-
folgt die Zustellung vorbehaltlich des Absatzes 4 auf Ersuchen des Vorsitzenden
des Prozessgerichts durch die Behdrden des auslandischen Staates.

(4) Folgende Zustellungen in den Fallen der Absétze 2 und 3 erfolgen auf Er-
suchen des Vorsitzenden des Prozessgerichts durch die zustandige deutsche Aus-
landsvertretung:

1. Zustellungen, deren Erledigung durch die Behorden des auslandischen Staa-
tes nicht oder nicht innerhalb einer angemessenen Zeit zu erwarten ist, oder
fur die ein sonstiger begriindeter Ausnahmefall vorliegt,

2. Zustellungen an auslandische Staaten sowie

3. Zustellungen an entsandte Beschaftigte einer deutschen Auslandsvertretung
und die in deren Privatwohnung lebenden Personen.

Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Im Ubrigen wird die Zustellung durch das Zeugnis der ersuchten Behdrde nach-
gewiesen.”

Folgender Absatz 6 wird angefugt:
»(6) Soweit volkerrechtliche Vereinbarungen eine Zustellung aulRergerichtli-

cher Schriftstiicke erméglichen, ist fiir die Ubermittlung solcher Schriftstiicke in das
Ausland das Amtsgericht zustandig, in dessen Bezirk die Person, die die Zustel-
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lung betreibt, ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt hat. Bei notariellen Ur-
kunden ist auch das Amtsgericht zustandig, in dessen Bezirk der beurkundende
Notar seinen Amtssitz hat. Bei juristischen Personen tritt an die Stelle des Wohn-
sitzes oder des gewohnlichen Aufenthalts der Sitz der juristischen Person.”

§ 363 wird wie folgt gefasst:

,8 363
Beweisaufnahme im Ausland

(1) Far die Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2020/1783 des Europdaischen Par-
laments und des Rates vom 25. November 2020 Uber die Zusammenarbeit zwischen
den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder
Handelssachen (Beweisaufnahme) (ABI. L 405 vom 2.12.2020, S. 1) in ihrer jeweils
geltenden Fassung gelten die 88 1072 und 1073. Soweit die Verordnung (EU)
2020/1783 fur die Beweisaufnahme im Ausland nicht maRgeblich ist, gelten hierfir die
Absatze 2 und 3.

(2) Die Beweisaufnahme im Ausland ist nach denjenigen volkerrechtlichen Ver-
einbarungen vorzunehmen, die im Verhaltnis zu dem jeweiligen Staat gelten. Das Er-
suchen zur Durchfiihrung der Beweisaufnahme im Ausland ist von dem Vorsitzenden
des Prozessgerichts zu stellen. Sieht eine volkerrechtliche Vereinbarung mehrere
Wege zur Aufnahme von Beweisen vor, soll die Beweisaufnahme nur dann durch einen
deutschen Konsularbeamten erfolgen, wenn ihre Erledigung durch die Behérden des
auslandischen Staates nicht oder nicht innerhalb einer angemessenen Zeit zu erwarten
ist, oder ein sonstiger begrindeter Ausnahmefall vorliegt.

(3) Bestehen keine volkerrechtlichen Vereinbarungen zur Beweisaufnahme im
Ausland, ersucht der Vorsitzende des Prozessgerichts die Behérden des auslandi-
schen Staates um Aufnahme des Beweises. Ist eine Beweisaufnahme durch diese
nicht oder nicht innerhalb einer angemessenen Zeit zu erwarten oder liegt sonst ein
begrindeter Ausnahmefall vor, so kann der Vorsitzende des Prozessgerichts deutsche
Konsularbeamte um Aufnahme des Beweises ersuchen.*

In § 829 Absatz 2 Satz 3 werden die Worter ,weder nach der Verordnung (EG)
Nr. 1393/2007 noch nach dem Abkommen zwischen der Européaischen Gemeinschaft
und dem Konigreich Danemark tber die Zustellung gerichtlicher und auf3ergerichtlicher
Schriftstlicke in Zivil- und Handelssachen vom 19. Oktober 2005 (ABI. L 300 vom
17.11.2005, S. 55, L 120 vom 5.5.2006, S. 23)“ durch die Wérter ,nicht nach unmittel-
bar anwendbaren Regelungen der Europaischen Union* ersetzt.

In § 845 Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,weder nach der Verordnung (EG)
Nr. 1393/2007 noch nach dem Abkommen zwischen der Européischen Gemeinschaft
und dem Konigreich Danemark tber die Zustellung gerichtlicher und auf3ergerichtlicher
Schriftsticke in Zivil- und Handelssachen® durch die Woérter ,nicht nach unmittelbar
anwendbaren Regelungen der Europaischen Union® ersetzt.

In der Uberschrift des Buches 11 Abschnitt 1 wird die Angabe ,(EG) Nr. 1393/2007¢
durch die Angabe ,(EU) 2020/1784“ ersetzt.

§ 1067 wird wie folgt gedndert:

a) Inder Uberschrift werden die Wérter ~diplomatische oder konsularische Vertretun-
gen“ durch das Wort ,Auslandsvertretungen® ersetzt.



Drucksache 84/22 -4 -

10.

b)

c)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Eine Zustellung nach Artikel 17 der Verordnung (EU) 2020/1784 durch die
zustandige deutsche Auslandsvertretung soll nur im begriindeten Ausnahmefall
erfolgen. Eine Zustellung nach Satz 1 an einen Adressaten, der nicht deutscher
Staatsangehdriger ist, ist nur zulassig, sofern der Mitgliedstaat, in dem die Zustel-
lung erfolgen soll, dies nicht durch eine Erklarung nach Artikel 33 Absatz 1 Satz 1
der Verordnung (EU) 2020/1784 ausgeschlossen hat.”

In Absatz 2 werden die Worter ,Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007¢
durch die Worter ,Artikel 17 der Verordnung (EU) 2020/1784" ersetzt.

§ 1068 wird wie folgt gefasst:

.S 1068
Elektronische Zustellung

An Adressaten in der Bundesrepublik Deutschland dirfen elektronische Schriftsti-

cke nur nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2020/1784 elekt-
ronisch zugestellt werden.*

§ 1069 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

f)

In der Uberschrift werden nach dem Wort ,Zustandigkeiten“ die Worter ,nach der
Verordnung (EU) 2020/1784* eingeflgt.

In Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,Artikel 2 Abs. 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1393/2007“ durch die Worter ,Artikel 3 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2020/1784" ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1393/2007“ durch die Worter ,Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EU)
2020/1784" ersetzt.

In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,im Sinne von Artikel 3 Satz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1393/2007“ durch die Wérter ,nach Artikel 4 der Verordnung (EU)
2020/1784" ersetzt.

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingeflgt:

»(4) Zentralstelle des Bundes nach Artikel 4 der Verordnung (EU) 2020/1784
ist das Bundesamt fur Justiz. Es untersttitzt bei Bedarf die zustandigen Behorden
der Lander.”

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

Nach § 1069 wird folgender § 1070 eingeflgt:

,§ 1070
Sprache eingehender Antrage, Bescheinigungen und Mitteilungen

Aus dem Ausland eingehende Zustellungsantrage, Bescheinigungen tber die Zu-

stellung sowie sonstige Mitteilungen nach der Verordnung (EU) 2020/1784 mussen in



11.

12.

13.

14.

15.
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deutscher oder in englischer Sprache abgefasst oder von einer Ubersetzung in die
deutsche oder englische Sprache begleitet sein.”

Der bisherige § 1070 wird § 1071 und die Angabe ,(EG) Nr. 1393/2007“ wird durch die
Angabe ,(EU) 2020/1784"“ und die Angabe ,1069“ wird durch die Angabe ,1070“ er-
setzt.

In der Uberschrift des Buchs 11 Abschnitt 2 wird die Angabe ,(EG) Nr. 1206/2001¢
durch die Angabe ,(EU) 2020/1783" ersetzt.

§ 1072 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,(EG) Nr. 1206/2001“ durch die
Angabe ,(EU) 2020/1783" ersetzt und wird vor dem Wort ,Gericht* das Wort ,deut-
sche® eingefigt.

In Nummer 1 wird das Wort ,oder durch ein Komma ersetzt.
Nummer 2 wird durch die folgenden Nummern 2 und 3 ersetzt:

,2. unter den Voraussetzungen des Artikels 19 der Verordnung (EU) 2020/1783
eine unmittelbare Beweisaufnahme in einem anderen Mitgliedstaat beantra-
gen oder

3. unter den Voraussetzungen des Artikels 21 der Verordnung (EU) 2020/1783
und nur in einem begriindeten Ausnahmefall einen deutschen Konsularbe-
amten um Vernehmung eines deutschen Staatsangehdrigen in einem ande-
ren Mitgliedstaat ersuchen.”

§ 1073 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,(EG) Nr. 1206/2001“ durch die Angabe ,,(EU)
2020/1783" ersetzt und werden nach den Wortern ,,auslandische Gericht* die Wor-
ter ,oder durch den deutschen Konsularbeamten® eingefugt.

In Absatz 2 werden die Worter ,Artikel 17 Abs.3 der Verordnung (EG)
Nr. 1206/2001“ durch die Wéorter ,Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung (EU)
2020/1783" ersetzt.

§ 1074 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In der Uberschrift wird die Angabe ,(EG) Nr. 1206/2001“ durch die Angabe ,(EU)
2020/1783; Verordnungserméachtigung“ ersetzt.

In Absatz1 werden die Worter ,Artikel2 Abs.1 der Verordnung (EG)
Nr. 1206/2001“ durch die Worter ,Artikel 3 Absatz1 der Verordnung (EU)
2020/1783" ersetzt.

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,im Sinne von Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1206/2001 durch die Woérter ,nach Artikel 4 der Verordnung (EU)
2020/1783" ersetzt.

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. als zustandige Stelle Uber Ersuchen um unmittelbare Beweisaufnahme
nach Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/1783 entscheidet.”
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d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 wird eingeflgt:

»(4) Zentralstelle des Bundes nach Artikel 4 der Verordnung (EU) 2020/1783
ist das Bundesamt fur Justiz. Es unterstutzt bei Bedarf die zustéandigen Behodrden
der Lander.”

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

16. In 8 1075 wird die Angabe ,Verordnung (EG) Nr. 1206/2001“ durch die Angabe ,Ver-
ordnung (EU) 2020/1783° ersetzt.

17. In 8 1089 Absatz 2 werden die Worter ,Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 sowie fur die
Durchfihrung 8§ 1068 Abs. 1 und 8§ 1069 Abs. 1 durch die Wérter ,Verordnung (EU)
2020/1784 sowie fur die Durchfuihrung dieser Verordnung 8 1067 Absatz 1, 8§ 1069 Ab-
satz 1 und § 1070 ersetzt.

Artikel 2

Anderung des Gesetzes uber die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung

In § 6 Absatz 3 des Gesetzes Uber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal-
tung in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 310-14, vertffentlichten be-
reinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020
(BGBI. I S. 3256) geé&ndert worden ist, werden die Worter ,die Vormundschaftsbehdrde®
durch die Wérter ,das Familien- oder Betreuungsgericht* ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Gesetzes zur Ausfithrung des Haager Ubereinkom-
mens vom 15. November 1965 tber die Zustellung gerichtlicher
und aul3ergerichtlicher Schriftstiicke im Ausland in Zivil- oder
Handelssachen und des Haager Ubereinkommens vom 18. Méarz
1970 Gber die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- oder Handels-
sachen

Das Gesetz zur Ausfiihrung des Haager Ubereinkommens vom 15. November 1965
Uber die Zustellung gerichtlicher und aufRergerichtlicher Schriftstiicke im Ausland in Zivil-
oder Handelssachen und des Haager Ubereinkommens vom 18. Marz 1970 tiber die Be-
weisaufnahme im Ausland in Zivil- oder Handelssachen vom 22. Dezember 1977 (BGBI. |
S. 3105), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Juni 2017 (BGBI. | S. 1607)
geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. &1 wird wie folgt geandert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:



1.

-7- Drucksache 84/22

»(2) Die Aufgaben der Zentralen Behdrde nimmt fir den Bund das Bundesamt
flr Justiz wahr. Es unterstiitzt bei Bedarf die zustandigen Behorden der Lander.*

§ 7 wird wie folgt ge&ndert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

»(3) Die Aufgaben der Zentralen Behdrde nimmt fir den Bund das Bundesamt
fur Justiz wahr. Es unterstitzt bei Bedarf die zustédndigen Behorden der Lander.”

8§ 14 wird wie folgt gefasst:

» 814

Rechtshilfeersuchen, die ein Verfahren nach Artikel 23 des Ubereinkommens zum

Gegenstand haben, werden nur erledigt, wenn

1.

2.

die vorzulegenden Dokumente im Einzelnen genau bezeichnet sind,

die vorzulegenden Dokumente fir das jeweilige Verfahren und dessen Ausgang
von unmittelbarer und eindeutig zu erkennender Bedeutung sind,

die vorzulegenden Dokumente sich im Besitz einer an dem Verfahren beteiligten
Partei befinden,

das Herausgabeverlangen nicht gegen wesentliche Grundsatze des deutschen
Rechts verstoft, und

soweit personenbezogene Daten in den vorzulegenden Dokumenten enthalten
sind, die Voraussetzungen fur die Ubermittlung in ein Drittland nach Kapitel V der
Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314
vom 22.11.2016, S. 2, L 127 vom 23.5.2018, S. 2, L 74 vom 4.3.2021, S. 35) erflllt
sind.”

Artikel 4

Anderung des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Das Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2587), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607) geéndert worden ist,
wird wie folgt geandert:

In der Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu 8§ 282 wie folgt gefasst:

,§ 282 Vorhandene Gutachten zur Feststellung der Pflegebedurftigkeit*.
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2. In 8 158a Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,stets” durch das Wort ,insbesondere” und die
Angabe ,184i bis 184k" durch die Angabe ,184i bis 184I* ersetzt.

3. 8§ 158c Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»8 292 Absatz 1 und 5 ist entsprechend anzuwenden.”
4. § 282 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
,§ 282 Vorhandene Gutachten zur Feststellung der Pflegebedurftigkeit®.
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
,(1) Das Gericht kann im Verfahren zur Bestellung eines Betreuers von der
Einholung eines Gutachtens (8§ 280 Absatz 1) absehen, soweit es durch die Ver-
wendung eines bestehenden &arztlichen Gutachtens zur Feststellung der Pflegebe-
durftigkeit nach § 18 des Elften Buches Sozialgesetzbuch feststellen kann, inwie-
weit bei dem Betroffenen infolge einer Krankheit oder einer Behinderung die Vo-
raussetzungen fir die Bestellung eines Betreuers vorliegen.”

5. Dem § 285 Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Gleiches gilt fir eine Anordnung der nach § 1816 Absatz 2 Satz 4 des Burgerlichen
Gesetzbuchs vorgeschriebenen Ubermittlung einer Betreuungsverfiigung.”

6. 8292 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,8 118 Absatz 2 Satz 1 und 2 der Zivilprozessordnung ist entsprechend anzuwenden.”
7. Dem § 292a Absatz 1 wird folgender Satz angeflgt:

»8 120 Absatz 2 und 3 und § 120a Absatz 1 Satz 1 bis 3 der Zivilprozessordnung sind
entsprechend anzuwenden.*

8. Dem § 294 Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt:

,Ist die MalRnahme gegen den erklarten Willen des Betroffenen angeordnet worden,
hat die erstmalige Entscheidung tber ihre Aufhebung spatestens zwei Jahre nach der
Anordnung zu erfolgen.®

9. 8§ 310 wird wie folgt gefasst:

,8310
Mitteilungen wahrend einer Unterbringungsmafl3inahme

Wahrend der Dauer einer freiheitsentziehenden Unterbringung oder freiheitsent-
ziehenden MalRnahme hat das Gericht dem Leiter der Einrichtung, in der die Unterbrin-
gungsmafinahme durchgefiihrt wird, die Bestellung eines Betreuers, die sich auf die
Aufenthaltsbestimmung oder die Entscheidung Uber eine der genannten Unterbrin-
gungsmafnahmen erstreckt, die Aufhebung einer solchen Betreuung und jeden Wech-
sel in der Person des Betreuers mitzuteilen.”
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Artikel 5

Anderung des Burgerlichen Gesetzbuchs

Das Biirgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002
(BGBI. I S. 42, 2909; 2003 | S. 738), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2021 (BGBI. | S. 5252) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 240a Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem Wort ,Justiz* die
Worter ,und fur Verbraucherschutz* gestrichen.

2. In 8§ 1631e Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,8 1909 durch die Angabe ,8 1809 er-
setzt.

3. In 81795 Absatz 2 Nummer 2 wird nach dem Wort ,soll“ ein Komma eingefligt.

Artikel 6

Anderung des Betreuungsorganisationsgesetzes

Das Betreuungsorganisationsgesetz vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882, 917) wird wie
folgt gedndert:

1. § 23 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Nummer 3 werden nach dem Wort ,Haftpflichtgefahren® die Worter ,fur
Vermdgensschaden® und nach dem Wort ,Versicherungsfall* die Worter ,und von
einer Million Euro fur alle Versicherungsfalle eines Versicherungsjahres® eingefigt.

Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Das Bundesministerium der Justiz bestimmt durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten zu den Voraussetzungen der Regist-
rierung nach den Abséatzen 1 bis 3, insbesondere die Anforderungen an die Sach-
kunde und ihren Nachweis einschlielZlich der Anerkennung und Zertifizierung von
Anbietern von Sachkundelehrgdngen und betreuungsspezifischen Studien-, Aus-
oder Weiterbildungsgangen, an die Anerkennung auslandischer Berufsqualifikati-
onen sowie, auch abweichend von den Vorschriften des Versicherungsvertrags-
gesetzes fur die Pflichtversicherung, an Inhalt und Ausgestaltung der Berufshaft-
pflichtversicherung einschlie3lich moglicher Grinde fur den Ausschluss der Haf-
tung, die den Zweck der Haftpflichtversicherung nicht gefahrden, und der Bestim-
mung der zusténdigen Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes.”

2. In 8 24 Absatz 4 werden nach dem Wort ,Justiz® die Worter ,,und fiir Verbraucher-
schutz” gestrichen.
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Artikel 7

Weitere Anderung des Betreuungsorganisationsgesetzes

Das Betreuungsorganisationsgesetz, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes ge-

andert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:

»§ 24 Registrierungsverfahren; Verordnungserméachtigung; Registrierungsgebuhr*.

b) Die folgenden Angaben werden angeflgt:
,§ 33 Vorlaufige Registrierung

§ 34 Anwendungsvorschrift zu § 7-.
§ 23 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefugt:

»(4) Ist die Person, die eine Registrierung als beruflicher Betreuer beantragt,
Mitarbeiter eines nach § 14 anerkannten Betreuungsvereins oder legt sie eine An-
stellungszusage eines anerkannten Betreuungsvereins vor und kann sie zum Zeit-
punkt der Antragstellung das Vorliegen der Sachkunde nicht vollstandig, aber in
wesentlichen Teilen nachweisen, kann die Stammbehorde die Person als berufli-
cher Betreuer registrieren, wenn

1. die Voraussetzungen fir die Registrierung nach Absatz 1 Nummer 1 und 3
vorliegen und

2. der Betreuungsverein sicherstellt, dass die Person bis zum vollstandigen
Nachweis ihrer Sachkunde durch einen Mitarbeiter, der als beruflicher Be-
treuer registriert ist, bei den von ihr gefuhrten Betreuungen angeleitet und kon-
trolliert wird.

Die Sachkunde ist gegentiber der Stammbehdrde bis zum Ablauf eines Jahres ab
Registrierung vollstéandig nachzuweisen. Die Behdrde kann die Frist fur die Erbrin-
gung des Nachweises verlangern, wenn die registrierte Person nachweist, dass
sie ohne ihr Verschulden verhindert ist, die Frist einzuhalten.

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und die Angabe ,3“ wird durch die Angabe
4" ersetzt.

8 24 wird wie folgt geédndert:

a) Der Uberschrift werden ein Semikolon und das Wort ,Registrierungsgebuihr‘ ange-
fugt.

b) Folgender Absatz 5 wird angeflgt:

»(5) Fur jede Registrierung wird eine Gebuhr von 200 Euro erhoben. Auslagen
werden nicht gesondert erhoben. Im Einzelfall kann aus Griinden der Billigkeit von
der Erhebung der Gebuihr abgesehen werden. Folgende Registrierungen erfolgen
immer gebihrenfrei:
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1. Registrierungen nach § 28 Absatz 2,
2. Registrierungen nach 8§ 32 Absatz 1 Satz 1 sowie

3. unbefristete Registrierungen fir Antragsteller, die nach § 33 vorlaufig regis-
triert sind.”

§ 25 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 3 wird aufgehoben.

Absatz 4 wird Absatz 3.

§ 27 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

In Nummer 2 wird das Wort ,oder durch ein Komma ersetzt.

In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma und das Wort ,oder” er-
setzt.

Folgende Nummer 4 wird angeflgt:

,4. der als Mitarbeiter eines nach 8 14 anerkannten Betreuungsvereins re-
gistrierte berufliche Betreuer den vollstdndigen Nachweis seiner Sachkunde
nicht bis zum Ablauf eines Jahres ab Registrierung oder bis zum Ablauf der
verlangerten Frist erbringt (§ 23 Absatz 4 Satz 2 und 3).¢

§ 32 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 6 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

»,Ab dem 1. Januar 2023 bis zur Entscheidung Uber den Antrag nach Satz 5 gelten
die in Satz 1 genannten Betreuer als vorlaufig registriert. Wird kein Antrag nach
Satz 5 gestellt, endet die vorlaufige Registrierung mit Ablauf des 30. Juni 2023.
§ 27 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.”

In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,1. Januar 2024“ durch die Angabe ,30. Juni
2025 ersetzt.

Die folgenden 88 33 und 34 werden angeflgt:

.8 33
Vorlaufige Registrierung

Antragsteller, die die Voraussetzungen fir eine Registrierung nach § 23 Absatz 1

Nummer 1 und 3 erfilllen, kann die zustandige Stammbehérde vorlaufig registrieren,
wenn sie

1.

die nach § 23 Absatz 1 Nummer 2 erforderliche Sachkunde teilweise nachweisen
kdénnen und

den vollstandigen Nachweis der Sachkunde nach 8§ 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5
nur noch nicht erbringen kénnen, weil die hierflir notwendigen Studien-, Aus- oder
Weiterbildungsangebote nicht verfiigbar sind.
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Mit der vorlaufigen Registrierung werden die Antragsteller berufliche Betreuer. Die vor-
laufige Registrierung endet spatestens mit Ablauf des 30. Juni 2025. § 27 Absatz 4
Satz 2 gilt entsprechend.

8§34
Anwendungsvorschrift zu § 7

8 7 Absatz 1 Satz 2 ist nur auf Vollmachten anzuwenden, die seit dem 1. Januar
2023 durch die Behdrde nach § 7 Absatz 1 Satz 1 6ffentlich beglaubigt worden sind.”

Artikel 8

Anderung des Vormiinder- und Betreuervergiitungsgesetzes

Das Vormiinder- und Betreuervergttungsgesetz vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882, 925)
wird wie folgt geandert:

1. Dem § 9 Absatz 4 wird folgender Satz angefugt:
,Bei sonstigen Anderungen von Umstanden, die sich auf die Vergltung auswirken und
die vor Ablauf eines vollen Monats eintreten, ist die Vergltung zeitanteilig nach Tagen
zu berechnen; § 187 Absatz 1, § 188 Absatz 1 und § 191 des Biirgerlichen Gesetz-
buchs gelten entsprechend.”
2. In der Anlage wird die Vergitungstabelle C wie folgt geandert:
a) In Nummer C2.1 werden in der Spalte ,Gewohnlicher Aufenthaltsort® die Worter
,<andere Wohnform* durch die Woérter ,stationére Einrichtung oder gleichgestellte
ambulant betreute Wohnform* ersetzt.

b) In Nummer C2.1.1 wird in der Spalte ,monatliche Pauschale“ die Angabe ,339,00"
durch die Angabe ,208,00“ ersetzt.

c) In Nummer C2.1.2 wird in der Spalte ,monatliche Pauschale“ die Angabe ,486,00“
durch die Angabe ,257,00“ ersetzt.

Artikel 9

Anderung der Verordnung uber die Berufsausbildung zum Justiz-
fachangestellten/zur Justizfachangestellten

Die Verordnung uber die Berufsaushildung zum Justizfachangestellten/zur Justizfach-
angestellten vom 26. Januar 1998 (BGBI. | S. 195) wird wie folgt ge&ndert:

1. In 8 3 Nummer 9.3 wird das Wort ,vormundschaftsgerichtliche* durch das Wort ,vor-
mundschaftsrechtliche® ersetzt.
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2. In der Anlage wird in Nummer 9.3 in Spalte 2 das Wort ,Vormundschaftsgerichtliche*
durch das Wort ,Vormundschaftsrechtliche* und in Spalte 3 das Wort ,Vormundschafts-
gericht® durch das Wort ,Familiengericht” ersetzt.

Artikel 10

Anderung der ReNoPat-Ausbildungsverordnung

In der Anlage werden in Abschnitt C Nummer 1.3 Buchstabe b der ReNoPat-Ausbil-
dungsverordnung vom 29. August 2014 (BGBI. | S. 1490) die Wérter ,familien- und vor-
mundschaftsgerichtliche® durch das Wort ,familiengerichtliche® ersetzt.

Artikel 11

Anderung des Funften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fiinfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1 des
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. | S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel ... des
Gesetzes vom ... geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 328 Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe ,und 327“ ein Komma und die Wor-
ter ,auch in Verbindung mit § 311 Absatz 6 Satz 5, § 362a Satz 1 und § 362b," einge-
fugt.

2. Die Uberschrift vor § 362 wird wie folgt gefasst:

,Siebter Titel

Nutzung der Telematikinfrastruktur durch weitere Kostentrager und durch das Zent-
rale Vorsorgeregister®.

3. Nach § 362a wird folgender § 362b eingeflgt:

»§ 362b
Nutzung der Telematikinfrastruktur durch das Zentrale Vorsorgeregister
Wird die Telematikinfrastruktur zur Erteilung von Auskunft aus dem Zentralen Vor-

sorgeregister nach § 78b Absatz 1 Satz 1 der Bundesnotarordnung verwendet, gilt
§ 327 entsprechend.”
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Artikel 12

Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe — in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch Artikel 32
des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. In 8§61 Absatz 2 werden die Wérter ,Amtsvormund, Beistand und Gegenvormund®
durch die Worter ,Amtsvormund und Beistand“ ersetzt.

2. 8§68 Absatz 5 wird aufgehoben.

Artikel 13

Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch

§ 22 Absatz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016
(BGBI. | S. 3234), das zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(4) Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte fur einen Betreuungsbedarf nach § 1814 Ab-
satz 1 des Burgerlichen Gesetzbuchs, wird die zustandige Betreuungsbehdrde mit Zustim-
mung des Leistungsberechtigten vom fir die Durchfiihrung des Teilhabeplanverfahrens
verantwortlichen Rehabilitationstrager informiert. Der Betreuungsbehérde werden in diesen
Féallen die Ergebnisse der bisherigen Ermittlungen und Gutachten mit dem Zweck mitgeteilt,
dass diese dem Leistungsberechtigten andere Hilfen, bei denen kein Betreuer bestellt wird,
vermitteln kann. Auf Vorschlag der Betreuungsbehérde kann sie mit Zustimmung der Leis-
tungsberechtigten am Teilhabeplanverfahren beratend teilnehmen.”

Artikel 14

Anderung des Arzneimittelgesetzes

In 8 40b Absatz 4 Satz 6 des Arzneimittelgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. Dezember 2005 (BGBI. | S. 3394), das zuletzt durch ... gedndert worden
ist, wird die Angabe ,8 1901a“ durch die Angabe ,8§ 1827 ersetzt.

Artikel 15

Anderung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts

Das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021
(BGBI. I S. 882) wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 8 Nummer 5 und Artikel 13 werden aufgehoben.
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2. Artikel 16 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 werden nach dem Wort ,tritt“ die Worter ,vorbehaltlich des Absatzes
2" eingeflgt.

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefugt:

»(2) Am ... [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkindung dieses Geset-
zes] treten in Kraft:

1. Artikel 1 Nummer 4,

2. in Artikel 9 § 23 Absatz 4 und 8§ 24 Absatz 4 des Betreuungsorganisationsge-
setzes.”

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Artikel 16

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Abséatze 2 und 3 am 1. Juli 2022 in Kraft.

(2) Artikel 4 Nummer 1, 3 bis 9, Artikel 5 Nummer 2 und 3 und die Artikel 7, 8 sowie
12 bis 14 treten am 1. Januar 2023 in Kraft.

(3) Artikel 4 Nummer 2, Artikel 5 Nummer 1 sowie die Artikel 6, 11 und 15 treten am
Tag nach der Verkindung in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Europaische Parlament und der Rat haben im Jahr 2020 unter deutscher Ratsprasi-
dentschaft zwei Verordnungen zur Zivilrechtshilfe neu gefasst:

Die Verordnung (EU) 2020/1784 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. No-
vember 2020 Uber die Zustellung gerichtlicher und auRergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil-
oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstiicken) (ABI. L 405 vom
2.12.2020, S.40; im Folgenden: EuzVO) tritt an die Stelle der Verordnung (EG)
Nr. 1393/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates Uber die Zustellung gerichtli-
cher und aul3ergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaa-
ten (Zustellung von Schriftstlicken) vom 13. November 2007 (ABI. L 324 vom 10.12.2007,
S. 79; im Folgenden: EGZVO).

Die Schwester-Verordnung (EU) 2020/1783 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 25. November 2020 tber die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitglied-
staaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen (Beweisauf-
nahme) (ABI. L 405 vom 2.12.2020, S. 1; im Folgenden: EuBVO) l6st die Verordnung (EG)
Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 Uber die Zusammenarbeit zwischen den Ge-
richten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssa-
chen (ABI. L 174 vom 27.6.2001, S. 1; im Folgenden: EGBVO) ab.

Die EuZVO und EuBVO sollen grenziiberschreitende Zustellungen und Beweisaufnahmen
zwischen den Mitgliedstaaten nicht nur weiter beschleunigen und vereinfachen, sondern
insbesondere durch die Digitalisierung der Ubermittlungswege auch an den technologi-
schen Fortschritt anpassen.

Im Ubrigen enthalten die EuZVO und die EuBVO nur vergleichsweise kleine Anderungen.
Hierzu gehoren die Einfihrung der grenziberschreitenden elektronischen Direktzustellung
(Artikel 19 EuzVO), Unterstitzungsleistungen bei der grenziiberschreitenden Anschrif-
tenermittlung (Artikel 7 EuzVO) sowie Anderungen beim Annahmeverweigerungsrecht (Ar-
tikel 12 EuzVO).

Die EuBVO starkt vor allem die unmittelbare Beweisaufnahme (Artikel 19 EuBVO). Mit Ar-
tikel 20 EuBVO gibt es kinftig eine eigene flankierende Regelung fir die Durchfiihrung un-
mittelbarer Beweisaufnahmen per Videokonferenz oder mittels anderer Fernkommunikati-
onstechnologien, die auch die Unterstiitzung bei der Suche nach einem geeigneten Dol-
metscher beinhaltet. Artikel 19 Absatz 5 EuBVO beschleunigt die unmittelbare Beweisauf-
nahme durch die Einfihrung einer Bewilligungsfiktion.

Artikel 21 EuBVO erdéffnet den Mitgliedstaaten kinftig die Option, ihre Auslandsvertretun-
gen um die Durchfiihrung von Vernehmungen zu ersuchen. Voraussetzung hierfir ist aller-
dings eine entsprechende Befugnis der Auslandsvertretung nach nationalem Recht und
eine entsprechende Akkreditierung im Gaststaat (vergleiche Artikel 21 EuBVO sowie Erwa-
gungsgrund 24 EuBVO).

Probleme im internationalen Zivilrechtshilfeverkehr sollen sowohl innerhalb der Europai-
schen Union als auch im Verhdltnis zu bestimmten Drittstaaten auch weiterhin méglichst
durch das Bundesamt fiir Justiz (BfJ) gelost werden. Um diese Rolle des BfJ sichtbarer zu
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machen, wird es fur bestimmte Rechtsakte der justiziellen Zusammenarbeit als Zentralstelle
beziehungsweise als Zentrale Behdrde auf Bundesebene benannt.

Durch die Neufassung von § 14 des Gesetzes zur Ausfiihrung des Haager Ubereinkom-
mens vom 15. November 1965 (ber die Zustellung gerichtlicher und auRRergerichtlicher
Schriftstiicke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen und des Haager Ubereinkommens
vom 18. Mérz 1970 uber die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- oder Handelssachen (im
Folgenden: HZU/HBU AusfG) sollen kiinftig Dokumentenherausgabeverlangen im Zivil-
rechtshilfeverkehr mit Common-Law-Staaten in einem maf3vollen Umfang mdglich sein. Die
Ausforschung deutscher Parteien wird ausdriicklich verhindert. Mit dieser Anderung sollen
Common-Law_Staaten dazu angehalten werden, sich an die Vorgaben des Haager Be-
weisaufnahmelibereinkommens zu halten und nicht, wie bislang tblich, ihr nationales Recht
extraterritorial anzuwenden. Die damalige Bundesregierung hatte dem Deutschen Bundes-
tag schon im Jahr 2016 im Entwurf eines Gesetzes zur Anderung von Vorschriften im Be-
reich des Internationalen Privat- und Zivilverfahrensrechts einen nahezu inhaltsgleichen
Vorschlag unterbreitet. Der Vorschlag fand jedoch 2017 im parlamentarischen Verfahren
keine Mehrheit. Nachdem der deutsche Vorbehalt zu Artikel 23 des Haager Beweisaufnah-
meiibereinkommens durch das Ausscheiden des Vereinigten Konigreichs aus der Europé-
ischen Union nun auch im Verhaltnis zu GroR3britannien Bedeutung erlangt, ist es angezeigt,
diesen Vorschlag wieder aufzugreifen.

Dariber hinaus sind nach Verkiindung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882) Anderungen an einigen hiervon be-
troffenen Gesetzen erforderlich, die Uberwiegend redaktioneller oder klarstellender Natur
sind. Im Interesse einer insgesamt stimmigen Reform sind sie spatestens zum Inkrafttreten
des Reformgesetzes am 1. Januar 2023 zu bewirken.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Entwurf enthéalt in erster Linie die durch die Neufassung von EuZVO und EuBVO erfor-
derlichen Anderungen im Buch 11 der Zivilprozessordnung (ZPO), in dem schon EGZVO
und EGBVO durchgefiihrt werden. Der Entwurf aktualisiert zudem die Hinweise in den
8§ 183, 829 und 845 ZPO auf das unmittelbar anwendbare Unionszustellungsrecht.

Darlber hinaus sieht der Entwurf Anderungen bei der grenziiberschreitenden Zustellung in
Drittstaaten (8 183 ZPO) und bei der grenziiberschreitenden Beweisaufnahme in Drittstaa-
ten (8§ 363 ZPO) vor. Diese Anderungen betreffen vor allem das Rangverhéltnis zwischen
mehreren volkerrechtlich zulassigen Wegen fir die Durchfiihrung von Zustellungen und Be-
weisaufnahmen. Kiinftig sollen deutsche Auslandsvertretungen nur noch in begriindeten
Ausnahmefallen um Zustellungen und Beweisaufnahmen in Drittstaaten ersucht werden,
wenn Zustellungen und Beweisaufnahmen auch auf anderen Wegen bewirkt werden kon-
nen. Entsprechendes gilt im Anwendungsbereich der EuZVO und der EuBVO (vergleiche
88 1067 und 1072 der Zivilprozessordnung in der Entwurfsfassung — ZPO-E). Zugleich wird
eine Zustandigkeitsliicke bei der Zustellung auRergerichtlicher Schriftstiicke nach vélker-
rechtlichen Vereinbarungen in Drittstaaten geschlossen (8 183 Absatz 6 ZPO-E).

Ferner verankert der Entwurf die Stellung des BfJ bei der Losung von Schwierigkeiten im
internationalen Zivilrechtshilfeverkehr. Zum einen wird das BfJ im Anwendungsbereich so-
wohl der EuZVO wie auch der EuBVO als Zentralstelle auf Bundesebene benannt (verglei-
che § 1069 Absatz 4 und § 1074 Absatz 4 ZPO-E). Zum anderen wird das BfJ im HZU/HBU
AusfG fur beide Ubereinkommen zur Zentralen Behérde auf Bundesebene (vergleiche § 1
Absatz 2 und § 7 Absatz 2 HZU/HBU AusfG-E). Die Benennung des BfJ als Zentralstelle
beziehungsweise Zentrale Behorde ist allerdings rein deklaratorisch und wirkt sich nicht auf
die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Landern aus.
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Die Erledigung von Beweisaufnahmeersuchen nach dem Haager Beweisaufnahmeuberein-
kommen, die auf eine “pre-trial discovery of documents® (Dokumentenherausgabe) gerich-
tet sind, soll durch eine Anderung des HZU/HBU AusfG kiinftig grundsatzlich ermdglicht
werden. Allerdings wird die Erledigung solcher Ersuchen an strenge Regeln gekniipft, die
eine Ausforschung deutscher Parteien verhindern sollen.

SchlieBlich enthélt der Entwurf die Anpassung von Vorschriften des Gesetzes Uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(FamFG), des Betreuungsorganisationsgesetzes (BtOG), des Vormunder- und Betreuer-
vergutungsgesetzes (VBVG) sowie des Finften und des Neunten Buchs Sozialgesetzbuch
(SGB V und SGB IX), die im Nachgang zum Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts (BGBI. | S. 882) noch umgesetzt werden muissen, damit sie spatestens
zeitgleich mit diesem in Kraft treten kénnen. Dies gilt auch fir die im Entwurf enthaltene
Anpassung im Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII), die notwendig ist, nachdem das
Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts das Rechtsinstitut des Ge-
genvormunds abgeschafft hat. Bei den Anderungen des § 6 Absatz 3 des Gesetzes (iber
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung (ZVG), der Verordnung tber die Be-
rufsausbildung zum Justizfachangestellten/zur Justizfachangestellten, der ReNoPat-Aus-
bildungsverordnung sowie des Arzneimittelgesetzes (AMG) handelt es sich um Rechts-
bereinigungen und begriffliche Anpassungen.

. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Anderungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs
(BGB), auf dem Gebiet des Internationalen Zivilverfahrensrechts und fiir die Anderung des
ZVG sowie des Gesetzes Uber die Vergltung von Vormindern und Betreuern und des Ge-
setzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (GG) (burgerli-
ches Recht, gerichtliches Verfahren) und fiir die Anderung des SGB V, VIII und IX sowie
des Betreuungsorganisationsgesetzes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 in Verbindung mit
Artikel 72 Absatz 2 GG (6ffentliche Fursorge). Die Gesetzgebungszustandigkeit des Bun-
des fir die auf § 4 des Berufsausbildungsgesetzes gestlitzte Verordnung Uber die Berufs-
ausbildung zum Justizfachangestellten/zur Justizfachangestellten sowie fiir die ReNoPat-
Ausbildungsverordnung folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 in Verbindung mit Arti-
kel 72 Absatz 2 GG (Recht der Wirtschaft). Die Anderungen sind gemaf Artikel 72 Absatz 2
GG erforderlich, um gleichwertige Lebensverhéltnisse im Bundesgebiet sicherzustellen. Die
Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes fiir die Anderung des Arzneimittelgesetzes folgt
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 (Verkehr mit Arzneien, Heil- und Betaubungsmitteln
und Giften).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf dient im Wesentlichen der Durchfiihrung von zwei Verordnungen der Européai-
schen Union zur Zivilrechtshilfe. Der Entwurf enthalt die insoweit erforderlichen Regelun-
gen. Die Regelungen des Entwurfs sind mit dem Recht der Européischen Union und auch
mit volkerrechtlichen Vertragen vereinbar, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlos-
sen hat.
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VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die neue Struktur der Verfahrensregelungen zur Zustellung und zur Beweisaufnahme in
Drittstaaten soll die Rechtsanwendung vereinfachen. Diesem Zweck dient auch die neue
Zustandigkeitsregelung fur die Zustellung auRergerichtlicher Schriftstiicke.

Der Entwurf dient zudem der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung, da durch die ergéan-
zenden Regelungen im Gefolge des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Be-
treuungsrechts potentielle Probleme bei dessen Umsetzung vermieden und durch die Auf-
hebung nicht mehr anwendbarer Vorschriften Zweifel in der Anwendung ausgeraumt wer-
den.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung. Durch die Neufassung der beiden Verordnungen werden grenziberschrei-
tende Zustellungen und Beweisaufnahmen in Zivilverfahren beschleunigt. Dies starkt den
Zugang zum Recht und die Rechtspflege.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Der Entwurf 16st keinen zusétzlichen Aufwand fir den Haushalt aus. Dies gilt auch fir die
Benennung des BfJ als Zentralstelle beziehungsweise als Zentrale Behérde auf Bundes-
ebene. Denn das BfJ nimmt die mit dieser Benennung verbundenen Aufgaben schon jetzt
wabhr.

4. Erfullungsaufwand
Fur Burgerinnen und Burger entsteht kein Erfillungsaufwand.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Unternehmen, die beispielsweise in Grof3bri-
tannien oder in den USA tétig sind, infolge der Neufassung von § 14 HZU/HBU AusfG kiinf-
tig mit Dokumentenherausgabeverlangen nach dem Haager Beweisaufnahmetibereinkom-
men belastet werden. Diese Belastung diirfte jedoch als geringfiigig anzusehen sein.

Diese Prognose beruht auf folgenden Erwagungen:

Ersuchen um Dokumentenvorlage, die erst durch die Rechtsdnderung erledigungsféahig
werden, kdnnen grundsétzlich nur aus Australien, Barbados, Indien, Israel, den Seychellen,
Singapur, Sudafrika, Sri Lanka, GrofRbritannien und den USA stammen. Denn nur diese
Staaten kennen das Instrument der ,pre-trial discovery of documents” und sind zugleich
auch Vertragsstaaten des Haager Beweisaufnahmetbereinkommens und nicht auch Mit-
gliedstaaten der Européischen Union, im Verhaltnis zu denen das Haager Beweisaufnah-
meubereinkommen durch die EuBVO beziehungsweise die EGBVO verdréangt wird (verglei-
che Artikel 29 Absatz 1 EuBVO beziehungsweise Artikel 21 Absatz 1 EGBVO).

Aus diesen neun Vertragsstaaten des Haager Beweisaufnahmeuibereinkommens gingen
im Durchschnitt der Jahre 2018 bis 2020 insgesamt jahrlich nicht mehr als 30 Beweisauf-
nahmeersuchen in der Bundesrepublik Deutschland ein. Es gibt keine Anhaltspunkte daftr,
dass sich die Anzahl der in der Bundesrepublik Deutschland eingehenden Rechtshilfeersu-
chen aus diesen Staaten durch die neue Rechtslage signifikant erhohen wird. Uberdies wird
infolge der engen Voraussetzungen des § 14 HZU/HBU AusfG-E auch kinftig nicht jedes
eingehende Ersuchen um Dokumentenvorlage erledigungsfahig sein. Zusatzlicher Erfil-
lungsaufwand entsteht deutschen Unternehmen aber nur fir Ersuchen, die durch die Recht-
sanderung erstmals erledigungsfahig werden, und deren Erledigung auch tatséchlich von
deutschen Rechtshilfebehdrden bewilligt wird.
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Zudem ist zu bertcksichtigen, dass ein etwaiger Mehraufwand deutscher Unternehmen
durch die Rechtsanderung bereits teilweise dadurch kompensiert wird, dass infolge der
Rechtsénderung auch die Zahl der auf auslandisches, also beispielsweise US-amerikani-
sches oder britisches Verfahrensrecht gestitzten Herausgabeverlangen gegentber deut-
schen Unternehmen zurtickgehen dirfte. Die absolute Zahl an Dokumentenvorlagen und
der damit verbundene Aufwand der Wirtschaft durfte sich somit, wenn tiberhaupt, nur gering
erhohen. Denn deutschen Unternehmen entsteht bereits auf der Basis der derzeitigen
Rechtslage Aufwand, wenn sie in auslandischen Prozessen auf der Basis ausléandischer
Prozessordnungen Dokumente vorlegen, um Prozessnachteile zu vermeiden. Hinzu
kommt, dass bei Dokumentenvorlagen nach dem Haager Beweisaufnahmetbereinkommen
weniger Dokumente vorzulegen sein werden, als bei Dokumentenvorlagen auf der Basis
auslandischer Prozessordnungen.

Der durch die Rechtsanderung zu erwartende Mehraufwand fir Unternehmen dirfte dem-
geman allenfalls geringfligig sein, sofern sich nicht der Aufwand und die Entlastung durch
die neue Rechtslage sogar ausgleichen.

Auch im Ubrigen entsteht fiir die Wirtschaft kein Erfillungsaufwand.

Die Neufassung von § 14 HZU/HBU AusfG kénnte jedoch eine geringfiigige Mehrbelastung
der Lander zur Folge haben. Denn die Zentralen Behdrden der Lander missen kiinftig aus
den genannten Staaten eingehende Dokumentenvorlageersuchen auf ihre Erledigungsfa-
higkeit prifen. Da die Gesamtzahl der in der Bundesrepublik Deutschland pro Jahr einge-
henden Dokumentenvorlageersuchen aus diesen Staaten jedoch zu vernachléassigen sein
durfte, trifft dies auch auf den potentiellen Mehraufwand der Lander zu.

Bei den deutschen Auslandsvertretungen und somit beim Auswartigen Amt dirfte sogar
eine geringfugige Entlastung dadurch entstehen, dass in der Zukunft Zustellungen und Be-
weisaufnahmen im Ausland vermehrt durch ausléandische Stellen anstelle von deutschen
Auslandsvertretungen vorzunehmen sind. Da die Anzahl der von deutschen Auslandsver-
tretungen durchgefiuhrten Zustellungen und Beweisaufnahmen jedoch nicht statistisch er-
fasst wird, kann diese Entlastung nicht beziffert werden.

Auch im Ubrigen entsteht fir die Verwaltung kein Erfullungsaufwand.
5. Weitere Kosten
Fur die Gerichte l6st der Entwurf keinen Mehraufwand aus.

Der Umstellungsaufwand, der fir die Gerichte hinsichtlich beider Verordnungen aus der im
zweiten Durchfiihrungsschritt vorzunehmenden Digitalisierung der Ubermittlungswege fiir
Ersuchen und sonstige Mitteilungen resultieren wird, ergibt sich unmittelbar aus den Vor-
gaben der EuZVO und der EuBVO und nicht aus diesem Entwurf. Das dezentrale IT-Sys-
tem ist namlich nicht bereits ab dem 1. Juli 2022 zu nutzen, ab dem die Neufassungen der
EuZVO und EuBVO im Ubrigen gelten (vergleiche die Artikel 36 und 37 EuZVO sowie die
Artikel 34 und 35 EuBVO). Vielmehr sind bis zur Einrichtung des dezentralen IT-Systems
noch die Ubermittlungswege der EGZVO und der EGBVO zu nutzen. Mittelfristig ist liber-
dies zu erwarten, dass die Digitalisierung der Ubermittiungswege zu einer geringfiigigen
Entlastung bei den Gerichten fiihren wird. Auch diese Entlastung resultiert aber unmittelbar
aus unionsrechtlichen Vorgaben und nicht aus diesem Entwurf.

Durch die Anderung des § 310 FamFG (Mitteilungen wahrend einer Unterbringungsman-
nahme) entsteht kein zusatzlicher Erfullungsaufwand fur die Gerichte. Die Erganzung des
Normtextes im Hinblick auf Mitteilungspflichten wahrend der Dauer von freiheitsentziehen-
den Mal3nahmen dient lediglich der Klarstellung und verdeutlicht bereits bestehende Mittei-
lungspflichten. Es werden keine Informationspflichten neu eingefiihrt oder bestehende ab-
geschafft. Aus denselben Griinden verursacht die Anderung keine weiteren Kosten.
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Durch den Entwurf sind keine spirbaren Auswirkungen auf Einzelpreise und das allge-
meine Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Demografische sowie gleichstellungspolitische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

VII. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht geboten, weil mit dem Vorhaben keine gré3eren Rechtsanderun-
gen verfolgt werden.

Auch eine nationale Evaluierung ist nicht angezeigt. Denn die EuZVO und die EuBVO wer-
den auf Unionsebene evaluiert werden. Die EuZVO ist nach ihrem Artikel 35 spatestens im
Jahr 2030 durch die Europaische Kommission zu bewerten. Gleiches gilt nach Artikel 33
EuBVO fir die EuBVO. Auch nach der Evaluierungskonzeption der Bundesregierung ist
keine Evaluierung angezeigt.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Zivilprozessordnung)
Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Die Anderungen in der Inhaltsiibersicht sind Folge der Neufassung, Anderung und Ergan-
zung von Vorschriften.

Zu Nummer 2 (§ 183 ZPO-E — Zustellung im Ausland)

Die Vorschrift zur Zustellung im Ausland wird Gberarbeitet, um ihre Anwendung zu erleich-
tern. In Absatz 1 werden die Verweise auf das vorrangige Unionszustellungsrecht aktuali-
siert. Die Folgeabsatze regeln weiterhin nur Zustellungen in Drittstaaten, allerdings wird das
Binnenverhéltnis der Folgeabsatze neu strukturiert und an die Rechtspraxis angepasst: Be-
steht ein volkerrechtlicher Vertrag zur Zustellung, gilt kiinftig grundséatzlich Absatz 2. Au-
Berhalb volkerrechtlicher Vertrage gilt fortan grundsatzlich Absatz 3. Absatz 4 gilt Gibergrei-
fend, also sowohl im vertraglichen als auch im vertraglosen Rechtshilfeverkehr mit Dritt-
staaten. Absatz 4 regelt kiinftig alle Félle, in denen Zustellungen durch deutsche Auslands-
vertretungen durchgefiihrt werden kdonnen oder nur unter ihrer Einbindung durchgefihrt
werden durfen. Der neue Absatz 6 schliel3t eine Zustandigkeitsliicke bei der Zustellung au-
Rergerichtlicher Schriftstiicke nach volkerrechtlichen Vereinbarungen.

Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Satz 1

In Absatz 1 Satz 1 findet sich bislang der Hinweis, dass sich Zustellungen in andere Mit-
gliedstaaten der Européischen Union nach der EGZVO richten. Dieser Hinweis erleichtert
das Auffinden des nach Artikel 288 Unterabsatz 2 AEUV unmittelbar anwendbaren Unions-
zustellungsrechts. Um der groRen praktischen Bedeutung des Unionszustellungsrechts
Rechnung zu tragen, wird der Hinweis auf die dazugehdrigen Durchfuhrungsvorschriften
kunftig in den Satz 1 vorgezogen. Bislang befand sich dieser Hinweis in Absatz 1 Satz 2.

Zu Nummer 1
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In Satz 1 Nummer 1 ist kiinftig anstelle der EGZVO auf die EuZVO Bezug zu nehmen. Zwar
gelten fir die Ubermittlung von Schriftstiicken zwischen Ubermittlungs- und Empfangsstel-
len fiir eine Ubergangszeit noch die Artikel 4 und 6 EGZVO fort (vergleiche Artikel 36 Ab-
satz 1 EuzZVO), bis auch diese Regelungen Anfang 2025 durch die Artikel 5, 8 und 10
EuzVO abgelost werden (vergleiche Artikel 37 Absatz 2 EuZVO). Die Artikel 4 und 6 EG-
ZVO brauchen hier jedoch nicht ausdricklich in Bezug genommen werden, da sich ihre
Fortgeltung aus dem Zusatz ergibt, dass die EuZVO in der ZPO ,in ihrer jeweils geltenden
Fassung“ durchgefiihrt wird.

Zu Nummer 2

Die Regelungen der EuZVO sind auch im Verhaltnis zu Danemark anzuwenden, obwohl
Danemark mangels allgemeiner Beteiligung an der ziviljustiziellen Zusammenarbeit in der
Europaischen Union und auch ausweislich des Erwagungsgrundes 48 EuZVO nicht unmit-
telbar an die EuZVO gebunden ist. Zwischen der Europaischen Gemeinschaft und Dane-
mark ist jedoch im Jahr 2005 in einem Abkommen die Geltung der EGZVO vereinbart wor-
den. Dieses Abkommen wurde durch eine Erklarung Danemarks vom 22. Dezember 2020
dahingehend geandert, dass ab dem 1. Juli 2022 im Verhdltnis zwischen Danemark und
den anderen Mitgliedstaaten die EuZVO anstelle der EGZVO anzuwenden ist. Die Ergan-
zung in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 tragt dem Rechnung.

Zu Satz 2

Der neue Absatz 1 Satz 2 enthalt den bislang in Satz 1 enthaltenen Hinweis, dass die nach-
folgenden Absétze fir Zustellungen in Drittstaaten gelten.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)
Zu Doppelbuchstabe aa und bb (Satze 1 und 2)

Die Anderungen sind rein redaktioneller Natur. Die Anderung in Satz 1 soll einen Gleichlauf
mit § 363 Absatz 2 Satz 1 ZPO-E herstellen. Der bislang in Satz 2 verwendete Begriff des
~iremden“ Staates wird durch den Begriff des ,auslandischen® Staates ersetzt.

Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 3)

Volkerrechtliche Vereinbarungen zur grenziberschreitenden Zustellung von Schriftstiicken
sehen typischerweise mehrere Wege vor, um Auslandszustellungen zu bewirken. Das prak-
tisch bedeutsame Haager Ubereinkommen uber die Zustellung gerichtlicher und auRerge-
richtlicher Schriftstiicke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen vom 15. November 1965
(im Folgenden: HZU) sieht neben der Zustellung tiber Zentrale Behorden (vergleiche Arti-
kel 2 bis 6 HZU) die Zustellung durch diplomatische oder konsularische Vertreter (Artikel 8
HZzU), die Zustellung auf dem konsularischen oder diplomatischen Weg (Artikel 9 HZU), die
Postzustellung (Artikel 10 Buchstabe a HZU) und die unmittelbare Zustellung durch Justiz-
beamte vor (Artikel 10 Buchstabe b und ¢ HZU). Ein Rangverhéltnis zwischen diesen We-
gen besteht nach dem HZU nur insoweit, als der diplomatische Weg auRergewohnlichen
Umstanden vorbehalten ist (vergleiche Artikel 9 Absatz 2 HZU).

Der Zweck des HZU und anderer volkerrechtlicher Vertrage tiber Auslandszustellungen be-
steht darin, grenziberschreitende Zustellungen zu vereinfachen und zu beschleunigen.
Dieser Zweck erlaubt es, in der nationalen Umsetzung dieser Vertrdge zumindest fir aus-
gehende Ersuchen bestimmte, besonders effektive Zustellungswege zu priorisieren. Von
dieser Priorisierungsbefugnis hat der deutsche Gesetzgeber bereits Gebrauch gemacht,
als er der Postzustellung in § 183 Absatz 2 Satz 2 ZPO Vorrang und der Zustellung durch
auslandische Behdrden zumindest relativen Vorrang vor anderen volkerrechtlich zulassigen
Zustellungsformen eingerdumt hat. Aufgrund dieser Befugnis darf der deutsche Gesetzge-
ber mit dem neuen Satz 3 Zustellungen durch deutsche Auslandsvertretungen aber auch
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generell auf Ausnahmen, namlich Falle des Absatzes 4 beschranken. Zu diesen Ausnah-
men gehdren neben Zustellungen an ausléandische Staaten oder an entsandte Beschéftige
deutscher Auslandsvertretungen (siehe Absatz 4 Nummer 2 und 3) vor allem Zustellungen
in Staaten, die entgegen ihrer volkerrechtlichen Verpflichtung nicht oder nicht innerhalb an-
gemessener Zeit Rechtshilfe leisten, sowie sonstige begriindete Ausnahmefélle (siehe Ab-
satz 4 Nummer 1). Letztere umfassen ganz unterschiedliche Fallkonstellationen, die von
der besonderen Eilbedurftigkeit der Zustellung bis hin zu Zustellungen in familiengerichtli-
chen Verfahren reichen, in denen mit Ricksicht auf den Zustellungsempféanger auf eine
Einbindung auslandischer Behorden verzichtet werden soll, weil das der Zustellung zugrun-
deliegende gerichtliche Verfahren mit dem ordre public am Zustellungsort unvereinbar ist.
Ein besonderer Grund fir eine Inanspruchnahme der Auslandsvertretung liegt aber auch
dann vor, wenn bei einem Zustellungsversuch durch auslandische Behdrden Probleme auf-
getreten sind und in Reaktion hierauf ein erneuter Zustellungsversuch tber eine deutsche
Auslandsvertretung unternommen werden soll.

Allerdings gilt es bei Ersuchen an deutsche Auslandsvertretungen stets zu bedenken, dass
Auslandsvertretungen Schriftstiicke nur an Empfanger zustellen dirfen, die freiwillig zur
Annahme bereit sind, und dass in vielen Staaten weitere Voraussetzung fir die Zustellungs-
befugnis der Auslandsvertretung ist, dass der Empfanger deutscher Staatsangehdriger ist.

Zu Buchstabe c (Absétze 3 und 4)

Zu Absatz 3

AulRerhalb volkerrechtlicher Vereinbarungen kénnen Zustellungen in Drittstaaten nur im
Wege der vertraglosen Rechtshilfe oder durch deutsche Auslandsvertretungen bewirkt wer-
den. Viele Drittstaaten leisten in der Praxis zeitnah und effektiv Rechtshilfe, ohne volker-
rechtlich hierzu verpflichtet zu sein. Zustellungen in solche Staaten sollen kiinftig vorrangig
von den Behdrden dieser Staaten durchgefiihrt werden. Dies gilt jedoch nur, wenn und so-
weit die Drittstaaten Ersuchen auch tatsachlich innerhalb angemessener Zeit erledigen. Ist
dies nicht zu erwarten, dirfen deutsche Auslandsvertretungen weiter fur Zustellungen in
Anspruch genommen werden (siehe hierzu den neuen Absatz 4 Nummer 1).

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelte bislang seltene Sonderfélle, in denen Zustellungen nur durch deutsche
Auslandsvertretungen bewirkt werden dirfen (nun Absatz 4 Nummer 3). Kinftig gilt Ab-
satz 4 auch in weiteren Fallen, in denen Zustellungen nur unter Einbindung deutscher Aus-
landsvertretungen bewirkt werden kdnnen (Nummer 2). Wichtigster Anwendungsfall des
Absatzes 4 dirften allerdings Zustellungen nach Nummer 1 sein, bei denen jedenfalls the-
oretisch auch andere Zustellungsoptionen bestehen.

Nummer 1 betrifft Zustellungen in Drittstaaten, die tUberhaupt nicht oder zumindest nicht
zuverlassig oder nicht zeitnah Rechtshilfe leisten, sowie sonstige besonders begriindete
Ausnahmen.

Nummer 2 betrifft sémtliche Zustellungen, die sich an Drittstaaten als Zustellungsempféan-
ger richten. Zustellungen an auslandische Staaten sind nach dem Vélkergewohnheitsrecht
grundséatzlich auf dem diplomatischen Weg zu bewirken, also unter Vermittlung der deut-
schen Auslandsvertretung in dem betreffenden Staat. Dieser besonders aufwandige Weg
bleibt zwar im Anwendungsbereich volkerrechtlicher Vertrdge besonderen Ausnahmen vor-
behalten (vergleiche insbesondere Artikel 9 Absatz 2 HZU), zu diesen Ausnahmen gehoren
nach international weit verbreitetem Verstandnis aber auch Zustellungen an ausléandische
Staaten. Zustellungen an auslandische Staaten waren bislang in der ZPO nicht explizit ge-
regelt, bildeten aber den Hauptanwendungsfall der ,besonderen Griinde®, die eine Einbin-
dung der Auslandsvertretung in die Zustellung rechtfertigten (vergleiche den bisherigen Ab-
satz 3 Satz 2 am Ende).
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In Nummer 3 finden sich nun die Zustellungen an entsandte Beschaftigte deutscher Aus-
landsvertretungen und die in deren Privatwohnung lebenden Personen, die bislang den
einzigen Regelungsgehalt von Absatz 4 bildeten.

Zu Buchstabe d (Absatz 5 Satz 2)
Die Anderung ist rein redaktioneller Natur.
Zu Buchstabe e (Absatz 6)

Der neue Absatz 6 trifft eine Zusténdigkeitsregelung fir die Zustellung auf3ergerichtlicher
Schriftstiicke in Drittstaaten im Rahmen volkerrechtlicher Vereinbarungen. Verschiedene
volkerrechtliche Vereinbarungen wie zum Beispiel Artikel 17 HZU und die Artikel 2 ff. des
deutsch-britischen Abkommens tber den Rechtsverkehr vom 20. Marz 1928 gelten auch
fur die Zustellung aulRergerichtlicher Schriftstiicke. Bislang ist aber in der Bundesrepublik
Deutschland nicht geregelt, welches Gericht fiir die Ubermittlung eines auRergerichtlichen
Schriftstlicks in das Ausland sachlich und 6rtlich zustandig ist. Der neue Absatz 6 schliel3t
diese Licke. Er entspricht in der Sache weitgehend der entsprechenden Zustandigkeitsbe-
stimmung zur EuZVO (8§ 1069 Absatz 1 Nummer 2 ZPO).

Die Regelung gilt insbesondere flr notarielle Urkunden. Abhangig von der jeweils anwend-
baren volkerrechtlichen Vereinbarung kénnen zu den auf3ergerichtlich zustellbaren Schrift-
stucken aber auch behdrdliche Schriftstiicke gehdren, zum Beispiel Rechtswahrungsanzei-
gen von Jugendamtern zur Verfolgung Ubergegangener Kindesunterhaltsanspriche.

Zu Nummer 3 (§ 363 ZPO-E — Beweisaufnahme im Ausland)

Die Vorschrift zur Beweisaufnahme im Ausland wird weitgehend parallel zu der Vorschrift
zur Zustellung im Ausland (8§ 183 ZPO-E) strukturiert und hierzu neu gefasst. Absatz 1 be-
trifft kinftig die Beweisaufnahme im Verhaltnis zu Mitgliedstaaten der Européischen Union,
Absatz 2 die Beweisaufnahme im Verhaltnis zu Drittstaaten, mit denen volkerrechtliche Ver-
einbarungen zur Beweisaufnahme bestehen, und Absatz 3 die Beweisaufnahme im Ver-
haltnis zu sonstigen Drittstaaten (vertragloser Zustand). Die neue Struktur von § 363 ZPO-
E bildet damit die in der in der Praxis etablierte Reihenfolge ab, in der ein Gericht die
Rechtsgrundlagen fiir eine Beweisaufnahme im Ausland prift. Zugleich wird der bislang in
§ 363 Absatz 2 ZPO angeordnete Vorrang einer Beweisaufnahme durch deutsche Konsu-
larbeamte aufgehoben, der praktisch ohnehin keine Bedeutung hat.

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthalt den bislang in Absatz 3 verorteten Hinweis, dass bei einer Beweisauf-
nahme in einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union aufRer Danemark die Eu-
BVO als unmittelbar anwendbares Unionsrecht gilt. Hierdurch wird ein struktureller Gleich-
lauf mit § 183 ZPO-E geschaffen und so die Rechtsanwendung erleichtert. Die unmittelbare
Anwendbarkeit der EuBVO folgt aus Artikel 288 Unterabsatz 2 AEUV. Der Vorrang der Eu-
BVO gegeniber sonstigen volkerrechtlichen Vereinbarungen resultiert aus Artikel 29 Ab-
satz 1 EuBVO. Die notwendigen Durchfiihrungsbestimmungen zur EuBVO finden sich wie
schon die Durchfiihrungsbestimmungen zur EGBVO in § 1072 und § 1073.

Zu Absatz 2

Der neue Absatz 2 regelt die Beweisaufnahme in Drittstaaten, mit denen volkerrechtliche
Vereinbarungen zur Beweisaufnahme bestehen. In der Regel sehen solche Vereinbarun-
gen verschiedene Wege zur Beweiserhebung vor. Das in der Praxis im Verhaltnis zu vielen
Staaten anwendbare Haager Ubereinkommen iiber die Beweisaufnahme im Ausland in Zi-
vil- oder Handelssachen vom 18. Marz 1970 (im Folgenden: HBU) ermdglicht es zumindest,
auslandische Behorden um Durchfuihrung der Beweisaufnahme zu ersuchen. Im Verhaltnis
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zu einigen Vertragsstaaten erlaubt das HBU deutschen Gerichten zuséatzlich, selbst oder
durch einen Beauftragten des Gerichts im Ausland Beweis zu erheben, oder konsularische
oder diplomatische Vertreter um Aufnahme des Beweises zu ersuchen.

Bislang war die Beweisaufnahme durch Konsularbeamte nach § 363 Absatz 2 ZPO vorran-
gig. Dieser Vorrang wurde damit begriindet, dass die Durchflihrung der Beweisaufnahme
durch einen deutschen Konsularbeamten den Vorteil bietet, dass deutsches Zivilverfah-
rensrecht sinngemafd Anwendung findet (vergleiche § 15 Absatz 3 Satz 1 Gesetz lber die
Konsularbeamten, ihre Aufgaben und Befugnisse — KonsG) und der Beweis so meist
schneller als durch auslandische Stellen erhoben wird. In der Praxis bildet die Beweisauf-
nahme durch Konsularbeamte aber die Ausnahme. Dies liegt zum einen daran, dass langst
nicht an allen deutschen Auslandsvertretungen Beamte mit der erforderlichen Befugnis o-
der Erméchtigung (vergleiche § 19 KonsG) im Einsatz sind. Neben dieses tatsachliche Hin-
dernis treten aber auch rechtliche Beschrankungen. So sind deutsche Konsularbeamte bei
Beweisaufnahmen auf die freiwillige Mitwirkung betroffener Personen angewiesen, da sie
selbst keinen Zwang anwenden diirfen. Uberdies bediirfen Konsularbeamte fiir die Durch-
fuhrung von Beweisaufnahmen auch einer entsprechenden Akkreditierung in ihrem Gast-
staat.

Vor diesem Hintergrund ist es angezeigt, das bisherige Regel-Ausnahme-Verhaltnis fir Be-
weisaufnahmen durch Konsularbeamte umzukehren. Kiinftig sollen deutsche Konsularbe-
amte fur inlandische Gerichtsverfahren nur noch ausnahmsweise Beweis erheben, wenn
volkerrechtlich auch andere Wege zur Beweisaufnahme offenstehen und der ausléndische
Staat grundsatzlich zuverlassig und binnen angemessener Zeit Rechtshilfe leistet. Zu den
sonstigen zu begriindenden Ausnahmen zahlen Falle, in denen das zugrundeliegende Ge-
richtsverfahren am Ort der Beweisaufnahme als ordre public-widrig angesehen wiirde, in
denen eine Erklarung nach deutschem Recht beurkundet werden soll, Eilfélle und sonstige
Fallkonstellationen, bei denen in der Vergangenheit Schwierigkeiten bei der Erledigung auf-
getreten sind.

Zu Absatz 3

Der neue Absatz 3 regelt die Beweisaufnahme im Verhéltnis zu Drittstaaten, mit denen
keine volkervertraglichen Vereinbarungen zur Beweisaufnahme bestehen. Da viele Staaten
Rechtshilfe leisten, ohne vilkervertraglich hierzu verpflichtet zu sein, ist es sachgerecht, in
solchen Féllen die Rechtshilfe dieser Staaten in Anspruch zu nehmen, sofern sich hierdurch
die Beweisaufnahme nicht unangemessen verzdgert.

Leistet ein Drittstaat allerdings nicht oder nur sehr zégerlich Rechtshilfe, kbnnen nach
Satz 2 Variante 1 und 2 auch deutsche Konsularbeamte um Durchfihrung der Beweisauf-
nahme ersucht werden. Gleiches gilt nach Satz 2 Variante 3 in sonstigen Ausnahmefallen,
zu denen neben Eilsachen insbesondere Ersuchen um Beurkundung von Erklarungen nach
deutschem Recht gehdren.

Allerdings empfiehlt es sich auch hier schon vor der Stellung eines Ersuchens zu prufen,
ob in dem betroffenen Staat Uberhaupt ein befugter oder erméchtigter deutscher Konsular-
beamter zur Verfligung steht und ob dieser nach den Regeln seines Gaststaates auch zu
der gewiinschten Beweiserhebung berechtigt ist.

Zu Nummer 4 (8§ 829 ZPO-E - Pfandung einer Geldforderung)

Nach § 829 Absatz 2 ZPO ist ein Pfandungsbeschluss dem Drittschuldner zuzustellen. So-
weit der Beschluss einem Drittschuldner in einem anderen Mitgliedstaat zuzustellen ist,
richtet sich die Zustellung nach der EuzZVO. Insofern spielt es faktisch keine Rolle, ob die
EuzVO unmittelbar Anwendung findet oder sich ihre Anwendung aus dem Zusatzabkom-
men zwischen der Européischen Gemeinschaft und dem Konigreich Dédnemark ergibt.
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Durch die Anderung in § 829 Absatz 2 Satz 3 ZPO-E wird der Hinweis auf das unmittelbar
anwendbare Unionszustellungsrecht aktualisiert und generalisiert.

Zu Nummer 5 (§ 845 ZPO-E — Vorpfandung)

Mit der Anderung wird — entsprechend der Anderung in Nummer 4 zu § 829 Absatz 2 Satz 3
ZPO-E der Hinweis auf das unmittelbar anwendbare Unionszustellungsrecht aktualisiert
und generalisiert.

Vorbemerkung zu Buch 11 Abschnitt 1 (Durchfihrung der EuzZVO)

(Digitalisierung der Ubermittlungswege)

Die Digitalisierung der Ubermittlungswege zwischen Ubermittlungs-, Empfangs- und Zent-
ralstellen bedarf zwar keiner rechtlichen, aber sehr wohl der technischen Durchfiihrung in
der Bundesrepublik Deutschland.

Im Einzelnen:

— Ab Anfang 2025 (der genaue Zeitpunkt bestimmt sich nach dem Zeitpunkt der Verab-
schiedung des Durchfiihrungsrechtsakts zur EuZVO, vergleiche Artikel 37 Absatz 2
EuzVO) ist fur die Ubermittlung von Zustellungsantragen und Mitteilungen zwischen
Ubermittlungs-, Empfangs- und Zentralstellen ein sicheres und zuverlassiges dezent-
rales IT-System zu nutzen, das auf einer interoperablen Lésung wie beispielsweise e-
CODEX beruht (vergleiche Artikel 5 Absatz 1 und Erwadgungsgrund 10 EuzVO).

— Derzeit laufen erste Vorbereitungsarbeiten fir den Aufbau dieses dezentralen IT-Sys-
tems. Zunachst bedarf es allerdings nach Artikel 25 EuZVO noch der Verabschiedung
eines Durchfiihrungsrechtsaktes der Europaischen Kommission, der im Jahr 2021 von
einem Komitologieausschuss nach Artikel 26 EuZVO vorbereitet worden ist.

—  Der Europaischen Kommission obliegt nach Artikel 27 EuZVO die Schaffung, Wartung
und Pflege einer Referenzimplementierungssoftware, fir deren Einsatz sich die Mit-
gliedstaaten anstelle der Erttichtigung ihrer nationalen Back-End-Systeme entscheiden
kénnen. Die Entscheidung, ob die Bundesrepublik Deutschland hierfur ihre eigenen
Fachanwendungen anpassen oder die von der Europédischen Kommission zur Verfi-
gung zu stellende Referenzimplementierungssoftware nutzen wird, steht noch aus. Klar
ist allerdings schon jetzt, dass die Verantwortung und die Kostentragung fiir die Instal-
lation, den Betrieb und die Wartung der deutschen Zugangspunkte zu dem dezentralen
IT-System bei der Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise den deutschen Lan-
dern liegen wird (vergleiche Artikel 28 EuZVO) und dass beide Alternativen mit erheb-
lichem Umsetzungsaufwand verbunden sind.

(Anschriftenermittlung)

Die in Artikel 7 EuZVO vorgesehene Unterstiitzung anderer Mitgliedstaaten bei der Ermitt-
lung von Anschriften in der Bundesrepublik Deutschland bedarf keiner besonderen Durch-
fuhrung. Denn diese Unterstiitzung soll wie bisher in der Form geleistet werden, dass im
Européischen Justizportal (s. https://e-justice.europa.eu/371/DE/service_of_docu-
ments_official_transmission_of legal_documents?GERMANY&member=1) ausfihrliche
Informationen dartiber bereitgestellt werden, wie Anschriften von Empféangern in der Bun-
desrepublik Deutschland ermittelt werden kdnnen (Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe ¢ EuZVO).

(Annahmeverweigerungsrecht)

Auch die Neuerungen beim Annahmeverweigerungsrecht des Zustellungsempféangers (Ar-
tikel 12 EuzVO) bediirfen keiner Durchfihrung.
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— Hervorzuheben ist die Verdoppelung der Frist fir die Austibung des Annahmeverwei-
gerungsrechts auf zwei Wochen.

— Zugleich entfallt die Notwendigkeit, Zustellungsempfanger in den Amtssprachen aller
Mitgliedstaaten Uber das Annahmeverweigerungsrecht zu belehren (Artikel 12 Ab-
satz 2 EuzZVO): Kunftig muss regelmafiig nur noch in zwei Amtssprachen belehrt wer-
den.

— Prazisierungen bei der Belehrung tiber das Annahmeverweigerungsrecht sollen unge-
rechtfertigte Annahmeverweigerungen verhindern.

(Unmittelbare Zustellungen)

Wie schon nach der EGZVO sind unmittelbare Zustellungen im Parteibetrieb durch Amts-
personen, Beamte oder sonstige zustandige Personen an Adressaten in der Bundesrepub-
lik Deutschland auch kinftig nur zulassig, wenn das deutsche Zivilverfahrensrecht eine un-
mittelbare Zustellung ausdriicklich zuléasst (vergleiche Artikel 20 EuZVO und § 166 Ab-
satz 2 ZPO, 8§ 191 ff. ZPO). Der unmittelbaren Zustellung entspricht die Zustellung im Par-
teibetrieb. Sie ist insbesondere in der Zwangsvollstreckung und fiir Arrestbeschliisse nach
§ 922 Absatz 2 ZPO und fir einstweilige Verfigungen nach den 88 935 und 936 ZPO vor-
gesehen. Einer Durchfiihrungsbestimmung bedarf es insoweit nicht.

(Nichteinlassung des Beklagten)

Auch Artikel 22 EuzZVO, der die Konsequenzen einer Nichteinlassung des Beklagten im
Gerichtsverfahren betrifft, bedarf keiner Durchfiihrung. Deutsche Gerichte dirfen auch wei-
terhin bei Nichteinlassung des Beklagten (ber den Rechtsstreit entscheiden, sofern sie
nach gescheiterter Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstiicks nach der EuzZvVO
eine offentliche Zustellung durchgefiihrt haben (vergleiche § 185 Nummer 3 ZPO). Auch
bleibt es dabei, dass in deutschen Zivilverfahren die Wiedereinsetzung in den vorherigen
Stand gemaR § 234 Absatz 3 ZPO und Artikel 22 Absatz 4 EuZVO nach Ablauf eines Jah-
res vom Ende der versdumten Frist an unzulassig ist.

Zu Nummer 6 (Uberschrift Buch 11 Abschnitt 1)
Die Anderung tragt der Neufassung des Unionszustellungsrechts Rechnung.
Zu Nummer 7 (8 1067 ZPO-E — Zustellung durch Auslandsvertretungen)

Artikel 17 EuZVO regelt die bislang in Artikel 13 EGZVO normierten Zustellungsbefugnisse
auslandischer diplomatischer und konsularischer Vertretungen in anderen Mitgliedstaaten.
Die Durchfiihrung der Befugnisse erfolgt weiterhin in 8§ 1067 ZPO beziehungsweise § 1067
ZPO-E. Diese Norm gilt sowohl fur Zustellungen deutscher diplomatischer oder konsulari-
scher Vertretungen in anderen Mitgliedstaaten als auch fir Zustellungen diplomatischer o-
der konsularischer Vertretungen anderer Mitgliedstaaten in der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Zu Buchstabe a (Uberschrift)
Die Anpassung der Uberschrift soll einen Gleichlauf mit dem Regelungstext herstellen, in

dem fir die diplomatischen und konsularischen Vertretungen ebenfalls nur der Oberbegriff
Auslandsvertretung verwendet wird.
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Zu Buchstabe b (Absatz 1)

Zu Satz 1

Entsprechend der Regelung in § 183 Absatz 2 bis 4 ZPO-E sollen deutsche Auslandsver-
tretungen Zustellungen in anderen Mitgliedstaaten nur noch in begrindeten Ausnahmefal-
len vornehmen. Die neue gesetzliche Beschrankung wird sich allerdings praktisch kaum
auswirken. Denn die weit Giberwiegende Zahl der Zustellungen in anderen Mitgliedstaaten
wird ohnehin per Post oder durch auslandische Empfangsstellen bewirkt.

Die Beschrankung auf Ausnahmefélle ist unionsrechtskonform, da die EuZVO keine gleich-
rangige Er6ffnung der verschiedenen Zustellungswege flir ausgehende Ersuchen gebietet.
Vorrangig ist nach der Systematik der EuZVO am ehesten die in Kapitel Il Abschnitt 1 ge-
regelte Zustellung durch auslandische Empfangsstellen (auch Ruckschluss aus dem Titel
von Kapitel Il Abschnitt 2 EuzZVO: ,Andere Arten® der Ubermittlung und Zustellung). Die Be-
schrankung auf Ausnahmefalle ist auch mit dem Ziel der EuZVO vereinbar, grenziber-
schreitende Zustellungen zu beschleunigen und effektiver zu gestalten (vergleiche insbe-
sondere Erwagungsgrund 3 Satz 2 EuZVO und Erwégungsgrund 9 Satz 1 EuzVO).

Zu den Ausnahmeféllen, in denen deutsche Auslandsvertretungen weiterhin Zustellungen
erledigen sollen, gehoéren unter Riicksicht auf die Artikel 31 und 37 des Wiener Uberein-
kommens vom 18. April 1961 uber diplomatische Beziehungen und Artikel 43 des Wiener
Ubereinkommens vom 24. April 1963 tiber konsularische Beziehungen vor allem Zustellun-
gen an eigenes entsandtes Personal der Vertretungen im Ausland (vergleiche hierzu auch
§ 183 Absatz 4 Nummer 3 ZPO-E) aber auch sonstige Ausnahmefalle (vergleiche hierzu
die Begrindung zu 8§ 183 Absatz 2 Satz 3 ZPO-E).

Zu Satz 2

Das Recht der Gaststaaten, die Zustellungsbefugnisse auslandischer Vertretungen zu be-
schranken, besteht nicht, wenn der Adressat (auch) Staatsangehériger des Ubermittlungs-
staats ist (vergleiche Artikel 17 Absatz 2 EuZVO: ,auf’er wenn die zuzustellenden Schrift-
stiicke Staatsangehérigen des Ubermittlungsstaats zuzustellen sind“). Die Zustellungsbe-
fugnis der deutschen Auslandsvertretungen besteht daher auch fir Adressaten, die neben
der deutschen auch noch eine andere Staatsangehorigkeit haben. An Adressaten, die nicht
zumindest auch deutsche Staatsangehdérige sind, dirfen deutsche Auslandsvertretungen
Schriftstiicke demgegeniber nur dann zustellen, wenn der Gaststaat dies nicht durch eine
Erklarung nach Artikel 33 Absatz 1 EuZVO ausgeschlossen hat.

Zu Buchstabe c (Absatz 2)

Die Bundesrepublik Deutschland hat bislang die Zustellungsbefugnisse der Auslandsver-
tretungen anderer Mitgliedstaaten nach Artikel 13 EGZVO beschrénkt und beabsichtigt
auch weiterhin eine entsprechende Erklarung abzugeben. § 1067 Absatz 2 ZPO-E bildet
die beabsichtigte deutsche Erklarung ab. Danach beschréanken sich die Zustellungsbefug-
nisse auslandischer Vertretungen in der Bundesrepublik Deutschland auf Personen, die
zumindest auch Staatsangehorige des Ubermittlungsstaats sind.

Zu Nummer 8 (8§ 1068 ZPO-E — Elektronische Zustellung)

§ 1068 ZPO-E dient kiinftig der Durchfihrung der elektronischen Zustellung. Bisher enthielt
8§ 1068 Absatz 1 ZPO eine Durchfuihrungsregelung zur Postzustellung, die jedoch durch die
Neufassung der Regelung zur Postzustellung in Artikel 18 EuZVO entbehrlich geworden
ist. Denn anders als nach Artikel 14 EGZVO haben die Mitgliedstaaten nach Artikel 18
EuzVO keine Entscheidungsbefugnis mehr, ob sie Postzustellungen in andere Mitglied-
staaten zulassen. Artikel 18 EuZVO regelt die Postzustellung in andere Mitgliedstaaten nun
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umfassend und abschlie3end dahingehend, dass Postzustellungen in andere Mitgliedstaa-
ten zulassig sind. Der bisherige § 1068 Absatz 2 ZPO war ohnehin nur deklaratorisch und
kann daher entfallen.

Die neue elektronische Direktzustellung nach Artikel 19 EuZVO tritt neben die bekannten
Zustellungsformen der EGZVO. Nach Artikel 19 Absatz 1 EuzZVO kénnen gerichtliche
Schriftstlicke kiinftig unmittelbar durch elektronische Mittel zugestellt werden, die nach dem
Recht des Forummitgliedstaats fur die inlandische Zustellung von elektronischen Schrift-
stiicken vorgesehen sind. Dabei ertffnet die EuZVO zwei alternative Wege: Zum einen
kann die Zustellung nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a EuZVO mittels eines qualifizier-
ten Dienstes fur die Zustellung elektronischer Einschreiben im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 910/2014 erfolgen, sofern der Adressat zuvor einer elektronischen Zustellung in Ge-
richtsverfahren ausdrticklich zugestimmt hat. Zum anderen kénnen die Mitgliedstaaten
elektronische Zustellungen nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b EuZVO auch mit einfa-
cher E-Mail gegen eine datierte Empfangsbestatigung des Adressaten an eine im Vorfeld
vom Adressaten fur das konkrete Verfahren benannte E-Mail-Adresse zulassen. Insoweit
steht es den Mitgliedstaaten nach Artikel 19 Absatz 2 EuZVO allerdings frei, weitere Anfor-
derungen an die elektronische Zustellung zu stellen, soweit solche auch in ihrem nationalen
Recht vorgesehen sind.

Da die Zustellung elektronischer Dokumente in der Bundesrepublik Deutschland nach
§ 173 Absatz 1 ZPO in der seit dem 1. Januar 2022 geltenden Fassung immer einen siche-
ren Ubermittlungsweg voraussetzt, wird die Zustellung nach Artikel 19 Absatz 1 Buch-
stabe b EuZVO in der Bundesrepublik Deutschland nicht durchgefihrt. Vielmehr wird nach
§ 1068 ZPO-E nur die elektronische Direktzustellung gemaf Artikel 19 Absatz 1 Buch-
stabe a EuZVO zulassig sein. Dies dient der Sicherheit bei der elektronischen Ubermittlung.

Zu Nummer 9 (8 1069 ZPO-E - Zustandigkeiten nach der Verordnung (EU)
2020/1784; Verordnungsermachtigungen)

Auch nach der EuZVO haben die Mitgliedstaaten zustandige Stellen zu benennen, die
schon in der EGZVO etabliert wurden, namlich Ubermittlungs-, Empfangs- und Zentralstel-
len. Einzige inhaltliche Anderung ist hier, dass kiinftig in dem neuen Absatz 4 das BfJ als
Zentralstelle auf Bundesebene neben die Zentralstellen der Lander tritt.

Zu Buchstaben a bis d (Uberschrift und Abséatze 1 bis 3)

Die Erganzung der Uberschrift stellt einen Gleichlauf zu der Parallelregelung in § 1074 ZPO
her.

Auch kunftig sollen Ubermittlungsstellen im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 EuzZVO fir Zustel-
lungen ins Ausland die deutschen Stellen sein, die bereits nach Artikel 2 Absatz 1 EGZVO
als Ubermittlungsstellen benannt worden sind. Die Benennung mehrerer Stellen bleibt nach
Artikel 2 Absatz 3 EuZVO zulassig. Es bleibt auch erforderlich, Ubermittlungsstellen fur die
Zustellung gerichtlicher sowie aul3ergerichtlicher Schriftstlicke zu benennen.

Deutsche Empfangsstellen im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 EuzZVO fir Zustellungsersuchen
aus anderen Mitgliedstaaten sollen ebenfalls die Stellen bleiben, die bereits nach Artikel 2
Absatz 2 EGZVO als Empfangsstellen benannt worden sind.

Zu Buchstabe e (Absatz 4)
Neben die Zentralstellen der L&nder nach Artikel 4 EuZVO tritt kiinftig das BfJ als Zentral-
stelle auf Bundesebene, um bei Bedarf die zusténdigen Stellen der Lander bei ihren Aufga-

ben nach der EuZVO zu unterstitzen.

Die Benennung des BfJ als zusatzliche Zentralstelle auf Bundesebene spiegelt die tatsach-
liche Staatspraxis seit Griindung des Bundesamtes wider, nach der das BfJ bei Problemen
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in der internationalen rechtlichen Zusammenarbeit gemeinsam mit auslandischen Stellen
Losungen erarbeitet. Mit der Benennung des BfJ als Zentralstelle auf Bundesebene soll die
gute Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten verstetigt und weiter institutionalisiert
werden. Zugleich ist hiermit die Erwartung verbunden, dass das BfJ seine Aufgaben kinftig
gegenuber auslandischen Stellen noch effektiver wahrnehmen kann. Fir die Benennung
des BfJ als Zentralstelle spricht Uberdies, dass die Erteilung von Auskinften und die Lésung
von Problemen in der internationalen Zusammenarbeit zu den typischen Aufgaben von
Zentralstellen gehodren (vergleiche Artikel 4 Satz 1 Buchstabe a und b EuzZVO). Auch inso-
weit hat sich in der Bundesrepublik Deutschland etabliert, dass das BfJ inlandischen und
auslandischen Stellen zu schwierigen Fragen des Rechtshilfeverkehrs Auskinfte erteilt und
auf ein abgestimmtes Verhalten der deutschen Rechtshilfebehérden hinwirkt.

Die Benennung des BfJ wirkt sich jedoch nicht auf Zustandigkeiten oder tatsachliche Ab-
lAufe im Rechtshilfeverkehr aus. Insbesondere leitet das BfJ auch weiterhin Zustellungser-
suchen, die als Irrlaufer bei ihm oder bei anderen Bundesbehérden eingehen, an die zu-
standigen Landesjustizverwaltungen weiter.

Zu Buchstabe f (Absatz 5)
Es handelt sich um eine Folgeé&nderung zu der Einfligung des neuen Absatzes 4.

Zu Nummer 10 (8 1070 ZPO-E - Sprache eingehender Antrage, Bescheinigungen
und Mitteilungen)

Auch kinftig bedarf es wie schon nach der EGZVO einer Erklarung der Bundesrepublik
Deutschland, in welchen Sprachen deutsche Empfangsstellen Eintragungen im Zustel-
lungsantrag, dem Formblatt A im Anhang | der EuzZVO, akzeptieren (siehe Artikel 3 Ab-
satz 4 Buchstabe d EuZVO und Erwégungsgrund 17 Satz 3 und 4 EuZVO). Gleiches gilt
nach Artikel 14 EuzVO fir die Zustellungsbescheinigung, das Formblatt K im Anhang | der
EuzVO. Bislang fehlt eine explizite Regelung hierzu; sie findet sich kinftig in § 1070 ZPO-
E. In der Sache bleibt es dabei, dass Eintragungen sowohl in deutscher wie auch in engli-
scher Sprache beziehungsweise unter Beifigung einer Ubersetzung in eine dieser Spra-
chen zulassig sind. Ob auch die Formblatter selbst in einer dieser Sprachfassungen ver-
wendet werden mussen, lasst die EuZVO offen.

Zu Nummer 11 (8§ 1071 ZPO-E - Zustellung nach dem Abkommen zwischen der
Europaischen Gemeinschaft und dem Koénigreich Danemark vom 19. Oktober 2005
Uber die Zustellung gerichtlicher und auRergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- oder
Handelssachen)

Die Anderung tragt der Einfligung des neuen § 1070 ZPO-E und der Umstellung von der
EGZVO auf die EuZVO Rechnung.

Vorbemerkung zu Buch 11 Abschnitt 2 (Durchfihrung der EuBVO)

(Digitalisierung der Ubermittlungswege)

Die Digitalisierung der Ubermittlungswege zwischen ersuchendem und ersuchtem Gericht
beziehungsweise Zentralstellen oder sonst zustandigen Behorden bedarf auch im Bereich
der EuBVO der technischen Durchfiihrung. Ab Anfang 2025 (der genaue Zeitpunkt be-
stimmt sich nach dem Zeitpunkt der Verabschiedung des Durchfiihrungsrechtsakts zur Eu-
BVO, vergleiche Artikel 35 Absatz 3 EuBVO) soll die Ubermittlung von Ersuchen und Mit-
teilungen zwischen den Mitgliedstaaten auch hier tUber ein sicheres und zuverlassiges de-
zentrales IT-System erfolgen, das auf einer interoperablen Lésung wie beispielsweise e-
CODEX beruht (vergleiche Artikel 7 Absatz 1 und Erwagungsgrund 7 EuBVO). Auch inso-
weit laufen derzeit erste Vorarbeiten. Auch hier steht allerdings zundchst noch die Verab-
schiedung eines Durchfihrungsrechtsaktes an (siehe Artikel 25 EuBVO). Ebenso wie im
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Bereich der EuzZVO koénnen die Mitgliedstaaten auch im Bereich der EuBVO wahlen, ob sie
die Referenzimplementierungssoftware der Europaischen Kommission nutzen oder ihre na-
tionalen Back-End-Systeme ertlchtigen. In jedem Fall liegen auch hier die Verantwortung
und die Kostenlast fur die Installation, den Betrieb und die Wartung der deutschen Zugangs-
punkte zum dezentralen IT-System bei der Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise
den deutschen Landern (vergleiche Artikel 28 EuBVO).

(Vermehrter Einsatz von Videokonferenztechnik)

Die EuBVO starkt den Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme, indem sie den
Einsatz von Videokonferenztechnik und anderen Kommunikationstechnologien fordert.
Dies gilt nicht nur im Bereich der unmittelbaren Beweisaufnahme, bei der das Prozessge-
richt selbst im Ausland Beweis erhebt (vergleiche Artikel 19 und 20 EuBVO), sondern auch
bei der Beweisaufnahme durch auslandische Rechtshilfegerichte. Auch Rechtshilfegerichte
sind namlich nun vermehrt dazu angehalten, Videokonferenztechnik oder andere Kommu-
nikationstechnologien zu nutzen, um dem ersuchenden Gericht, den Prozessparteien und
deren Vertretern eine Teilnahme beziehungsweise Beteiligung an der Beweisaufnahme zu
erleichtern (vergleiche Artikel 12 Absatz 4 und Artikel 13 und 14 EuBVO). Zudem erleichtert
und beschleunigt die EuBVO die unmittelbare Beweisaufnahme durch die in Artikel 19 Ab-
satz 5 EuBVO eingeflihrte Bewilligungsfiktion.

Zu Nummer 12 (Uberschrift Buch 11 Abschnitt 2)
Die Anderung tragt der Neufassung des Unionsbeweisaufnahmerechts Rechnung.

Zu Nummer 13 (8§ 1072 ZPO-E — Beweisaufnahme in den Mitgliedstaaten der
Europdischen Union)

Die EGBVO sieht nur zwei Moglichkeiten vor, um in anderen Mitgliedstaaten Beweis zu
erheben. Ein Gericht kann entweder nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a EGBVO auslan-
dische Stellen um Rechtshilfe ersuchen oder nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b EGBVO
darum ersuchen, selbst im Ausland Beweis erheben zu dirfen. Neben diesen nunmehr in
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a und b EuBVO geregelten Mdglichkeiten verankert Artikel 21
EuBVO eine dritte Option im Unionsrecht, namlich die Beweisaufnahme durch diplomati-
sche oder konsularische Vertretungen.

In der deutschen Praxis hat man sich bislang mit einem Ruckgriff auf das HBU beholfen,
wenn eine deutsche Auslandsvertretung in einem anderen Mitgliedstaat Beweis erheben
sollte. Denn eine Beweisaufnahme in einem anderen Mitgliedstaat braucht trotz des grund-
satzlichen Anwendungsvorrangs der EGBVO gegentiber volkerrechtlichen Vereinbarungen
wie etwa dem HBU (vergleiche Artikel 21 EGBVO) nach der Rechtsprechung des Européi-
schen Gerichtshofs (EuGH) nicht zwingend auf der Basis des Unionsrechts zu erfolgen
(vergleiche EuGH, Urteil vom 6. September 2012 in der Rechtssache ,Lippens u. a., C-
170/11, ECLI:EU:C:2012:540, Rn. 28 ff., und EuGH, Urteil vom 21. Februar 2013 in der
Rechtssache ,ProRail*, C-332/11, ECLI:EU:C:2013:87, Rn. 42 ff.).

Die neue Option im Unionsrecht fiir Beweisaufnahmen ist im Grundsatz zu begrifRen. Al-
lerdings ist sie gleich in mehrfacher Hinsicht beschrankt. Denn sie besteht nur flr die Ver-
nehmung eigener Staatsangehdriger des Gerichtsstaats. Zudem bleiben sonstige Formen
der Beweisaufnahme, wie zum Beispiel die Inaugenscheinnahme oder die Vernehmung
sonstiger Staatsangehdriger den Auslandsvertretungen auf Basis der EuBVO weiterhin ver-
wehrt. Uberdies sind die Mitgliedstaaten nach Artikel 21 EuBVO nicht dazu verpflichtet, Ver-
nehmungen durch ihre Auslandsvertretungen anzubieten.

Um den deutschen Gerichten die durch Artikel 21 EuBVO eroffnete Moglichkeit zu gewéah-
ren, deutsche Auslandsvertretungen um Vernehmung deutscher Staatsangehdriger zu er-
suchen, wird diese Option kinftig in 8§ 1072 Nummer 3 ZPO-E abgebildet. Allerdings gelten
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auch hier die Ublichen Beschrankungen fir Beweisaufnahmen durch deutsche Auslands-
vertretungen, namlich die freiwillige Mitwirkung der zu vernehmenden Person (vergleiche
Artikel 21 Satz 1 am Ende EuBVO) und die Verfligbarkeit von Konsularbeamten, die zu
Vernehmungen beziehungsweise Anhdrungen befugt beziehungsweise ermachtigt sind
(vergleiche § 19 KonsG und Erwagungsgrund 24 Satz 2 EuBVO). Wie fir die Zustellungs-
befugnis nach § 1067 Absatz 1 ZPO-E reicht es auch fir die Vernehmungsbefugnis aus,
dass die zu vernehmende Person zumindest auch die deutsche Staatsangehdrigkeit hat.
Entsprechend § 363 Absatz 2 ZPO-E sollen die deutschen Auslandsvertretungen auch in
den Mitgliedstaaten der Européischen Union nur in begrindeten Ausnahmefallen um Auf-
nahme von Beweisen ersucht werden. Diese Beschrankung der Befugnis ist hier schon
allein deswegen zulassig, weil die Vernehmungsbefugnis nach der EuBVO nur optional ist.

Zu Nummer 14 (8 1073 ZPO-E -Teilnahmerechte)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Teilnahmerechte des ersuchenden deutschen Gerichts bei Beweisaufnahmen in ande-
ren Mitgliedstaaten nach § 1073 Absatz 1 Satz 1 ZPO-E sind nicht auf Beweisaufnahmen
durch auslandische Rechtshilfegerichte beschréankt, sondern gelten auch bei der Beweis-
aufnahme durch deutsche Konsularbeamte. Insoweit handelt es sich um eine Folgednde-
rung zu der Anderung von § 1072 Satz 1 Nummer 3 ZPO-E in Nummer 13.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die unmittelbare Beweisaufnahme ist nunmehr in Artikel 19 EuBVO geregelt und darf nach
Artikel 19 Absatz 3 EuBVO weiterhin sowohl durch Mitglieder des Gerichts wie auch durch
gerichtlich beauftragte Sachverstandige durchgeftihrt werden.

Zu Nummer 15 (8§ 1074 ZPO-E - Zustandigkeiten nach der Verordnung (EU)
2020/1783; Verordnungsermachtigung)

Auch nach der EuBVO haben die Mitgliedstaaten schon in der EGBVO etablierte Stellen zu
benennen, namlich ersuchende und ersuchte Gerichte, Zentralstellen und Stellen, die Uber
eingehende Ersuchen auf unmittelbare Beweisaufnahme entscheiden.

Durch den neuen 8§ 1074 Absatz 4 ZPO-E soll das BfJ auch im Bereich der EuBVO als
Zentralstelle auf Bundesebene neben die Zentralstellen der Lander treten, da es sich auch
bei der Anwendung der EuBVO im In- und Ausland als Ansprechpartner bei schwierigen
Fragen und Problemen etabliert hat. Eine Anderung der tatsachlichen Ablaufe ist hier
ebenso wenig wie bei § 1069 Absatz 4 ZPO-E beabsichtigt. Auch hier hat die Einfligung
eines neuen Absatzes 4 zur Folge, dass der bisherige Absatz 4 zum neuen Absatz 5 wird.

Zu Nummer 16 (8 1075 ZPO-E - Sprache eingehender Ersuchen)

Nach Artikel 6 EuBVO ist kein Mitgliedstaat dazu verpflichtet, Ersuchen in anderen Spra-
chen als seinen eigenen Amtssprachen zuzulassen. Vor diesem Hintergrund bleibt es da-
bei, dass eingehende Ersuchen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, von einer
Ubersetzung in die deutsche Sprache begleitet sein miissen. Dass auch weiterhin keine
englischsprachigen Beweisaufnahmeersuchen akzeptiert werden, rechtfertigt sich dadurch,
dass fur die Erledigung eines Beweisaufnahmeersuchens regelmafiig vertiefte Sprach-
kenntnisse erforderlich sind, wéahrend fiir die Erledigung eines Zustellungsersuchens
Grundkenntnisse der fremden Sprache geniigen.

Zu Nummer 17 (8 1089 ZPO-E — Zustellung)

Die Anderung in § 1089 Absatz 2 ZPO-E ist aufgrund der Neufassung des europaischen
Zustellungsrechts erforderlich.
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Zu Artikel 2 (Anderung des Gesetzes liber die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung)

Es handelt sich um eine begriffliche Bereinigung, da eine Vormundschaftsbehérde nicht
mehr existiert. Eine inhaltliche Anderung ist mit der Anpassung nicht verbunden, da auch
bislang durch 8§ 6 Absatz 3 ZVG sowohl Mindel als auch Betreute mit Einwilligungsvorbe-
halt erfasst wurden, und der Begriff ,Vormundschaftsbehdrde“ als Familien- oder Betreu-
ungsgericht ausgelegt wurde.

Zu Artikel 3 (Anderung des Gesetzes zur Ausfuihrung des Haager Ubereinkommens
vom 15. November 1965 lber die Zustellung gerichtlicher und au3ergerichtlicher
Schriftstiicke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen und des Haager
Ubereinkommens vom 18. Marz 1970 liber die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil-
oder Handelssachen)

Zu Nummer 1 (§ 1 HZU/HBU-AusfG-E — Zentrale Behérde)

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es Zentrale Behorden im Bereich des HZU bislang
nur auf Landesebene. Mit dem neuen Absatz 2 wird das BfJ als Zentrale Behdrde auf Bun-
desebene benannt. Aufgabe der Zentralen Behérde des Bundes ist es, bei Bedarf die zu-
standigen Stellen der Lander bei der Anwendung des Ubereinkommens zu unterstitzen.
Mit der Benennung des BfJ soll damit auch im Bereich des HZU die gewachsene Staats-
praxis institutionalisiert werden, nach der das BfJ sich bei Problemen in der internationalen
zivilrechtlichen Zusammenarbeit um Lésungen bemiiht, es die zustéandigen Stellen der Lan-
der berét und auf eine einheitliche deutsche Rechtshilfepraxis hinwirkt. Zwar nimmt das BfJ
Aufgaben auf dem Gebiet der Zivilrechtshilfe schon nach dem Gesetz tber die Errichtung
des Bundesamts fiir Justiz wahr (im Folgenden: BfJG; vergleiche § 2 Absatz 1 und Absatz 2
Nummer 3 Buchstabe a BfJG). Durch die explizite Benennung als Zentrale Behdrde wird
das BfJ im Bereich des HZU aber noch effektiver mit auslandischen Stellen zusammenar-
beiten kdnnen.

Mit der Benennung werden keine Aufgaben der Lander auf den Bund Ubertragen. Insbe-
sondere soll das BfJ keine Zustellungsantrage entgegennehmen. Es bleibt vielmehr dabei,
dass es die zahlreichen Irrlaufer, die im Bundesministerium der Justiz (BMJ) und bei ande-
ren Bundesbehdrden eingehen, an die Lander weiterleitet. Auch geht die Benennung nicht
mit Weisungsbefugnissen gegeniber den Landesbehérden einher. Den Zentralen Behor-
den der Lander obliegt also auch weiterhin die alleinige Zustandigkeit fur die Entgegen-
nahme und die Erledigung eingehender Ersuchen.

Zu Nummer 2 (§ 7 HZU/HBU AusfG-E — Zentrale Behorde)

Auch im Bereich des HBU gibt es in der Bundesrepublik Deutschland Zentrale Behorden
bislang nur auf Landesebene. Mit dem neuen Absatz 2 wird das BfJ auch insoweit als Zent-
rale Behorde auf Bundesebene benannt. Dies entspricht auch im Bereich des HBU der
Staatspraxis. Die Benennung des Bundesamtes als Zentrale Behérde fuhrt auch hier nicht
zu einer Aufgabenverlagerung oder Weisungsbefugnissen gegentber den Landesbehor-
den. Vielmehr bleibt es auch insoweit bei der alleinigen Zustandigkeit der Zentralen Behor-
den der Lander fur die Entgegennahme und Erledigung eingehender Ersuchen.

Zu Nummer 3 (§ 14 HZU/HBU AusfG-E - Verfahren nach Artikel 23 des
Ubereinkommens)

Artikel 23 HBU erlaubt es jedem Vertragsstaat zu erklaren, ,dass er Rechtshilfeersuchen
nicht erledigt, die ein Verfahren zum Gegenstand haben, das in Common-Law-Staaten un-
ter der Bezeichnung ,pre-trial discovery of documents® bekannt ist.“ Die ,pre-trial discovery
of documents® ist eine im Common Law vorgesehene Form der Beweiserhebung, die weit
uber die ZPO-Vorschriften zur Dokumentenvorlage hinausgeht. Sie erméglich es jeder Pro-
zesspartei, einen umfassenden Einblick in Dokumente im Besitz der anderen Prozesspartei
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und unter Umstanden sogar in Dokumente nicht am Prozess beteiligter Dritter zu nehmen.
Auch wenn eine klare Definition der ,pre-trial discovery of documents® schwierig ist, dirfte
hierunter letztlich jede Dokumentenvorlage auf3erhalb einer mundlichen Gerichtsverhand-
lung fallen (vergleiche die Ausflihrungen unter Randnummer 319 ff. im Praktischen Hand-
buch der Haager Konferenz zum HBU).

Um zu vermeiden, dass Personen in der Bundesrepublik Deutschland mit weitgehenden
Dokumentenvorlageersuchen in auslandischen Verfahren konfrontiert werden, hat die Bun-
desrepublik Deutschland 1979 bei der Ratifizierung des HBU einen Vorbehalt nach Arti-
kel 23 HBU erklart. Dieser Vorbehalt beruht auf § 14 Absatz 1 HZU/HBU AusfG, wonach
Dokumentenvorlageersuchen im Stadium der ,pre-trial discovery® in der Bundesrepublik
Deutschland generell nicht erledigt werden.

Allerdings beabsichtigte die Bundesrepublik Deutschland schon bei der Ratifizierung des
HBU, bestimmte, noch naher zu definierende Dokumentenvorlageersuchen in der ,pre-
trial“-Phase zu erledigen. Entsprechend erméchtigt § 14 Absatz 2 HZU/HBU AusfG das
BMJ dazu, eine Rechtsverordnung zu erlassen, die sowohl die Voraussetzungen als auch
das anzuwendende Verfahren fir die Erledigung von Ersuchen im Anwendungsbereich des
Artikels 23 HBU regelt. Der Erlass einer entsprechenden Verordnung ist allerdings im Jahr
1989 am Widerstand der Lander gescheitert. Gleichermal3en ist im Marz 2017 auch ein
Versuch gescheitert, den deutschen Vorbehalt durch eine weitgehend gleichlautende Neu-
fassung von § 14 HzZU/HBU AusfG einzuschranken (siehe Bundestagsdrucksache
18/11637 S. 4 f.). Damals lehnte der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages diesen
Vorschlag vorlaufig ab und bat darum, zunachst einmal die Auswirkungen vergleichbarer
Einschrankungen von Vorbehalten in anderen Vertragsstaaten des HBU abzufragen.

Neben der Bundesrepublik Deutschland haben von den derzeit 64 Vertragsstaaten des
HBU noch 28 weitere Staaten einen Totalvorbehalt gegen die ,pre-trial discovery of
documents® erklart. Bislang haben 19 Staaten einen qualifizierten Vorbehalt eingelegt, wie
er mit dem Gesetzentwurf auch fur die Bundesrepublik Deutschland vorgeschlagen wird.
Zu den Vertragsstaaten, die ihren absoluten Vorbehalt nach Artikel 23 HBU erst nach Rati-
fizierung des Ubereinkommens eingeschrankt haben, gehéren Danemark, Finnland, Frank-
reich, GroRRbritannien, die Niederlande, Norwegen und Schweden. Das BMJ hat sich bei
diesen Staaten nach den dortigen Erfahrungen mit der Einschrankung des Vorbehaltes er-
kundigt, aber nur von Norwegen und Danemark eine Auskunft erhalten. Norwegen hat mit-
geteilt, dass es trotz der schon im Jahr 1980 vorgenommenen Beschréankung seines Vor-
behaltes auch weiterhin die Erledigung von Dokumentenvorlageersuchen in der ,pre-trial“-
Phase ablehne, wenn ein Ersuchen zu unspezifisch sei. Mangels statistischer Erfassung
der Ersuchen in Norwegen sei jedoch keine Aussage dazu moglich, wie sich die Einschran-
kung des Vorbehaltes auf Ersuchen aus Common-Law-Staaten auswirke. Danemark hat
seinerseits mitgeteilt, dass auch dort keine statistische Erfassung der Ersuchen erfolge und
im Ubrigen auf den Wortlaut seiner Vorbehaltserklarung verwiesen. Diese Antworten deu-
ten darauf hin, dass ein beschrankter Vorbehalt einen sachgerechten Umgang mit Doku-
mentenvorlageersuchen erméglicht. Fir dieses Ergebnis spricht auch die Empfehlung der
Haager Konferenz, Vorbehalte nach Artikel 23 HBU teleologisch dahingehend auszulegen,
dass Ausforschungsbeweise in jedem Fall von der Erledigung ausgeschlossen sind (ver-
gleiche hierzu Randnummer 329 ff. im Praktischen Handbuch der Haager Konferenz zum
HBU). Eine derartige einschrankende Auslegung des Vorbehaltes ist aber in der Bundes-
republik Deutschland aufgrund der derzeitigen Fassung von § 14 HZU/HBU AusfG nicht
moglich.

Der generelle deutsche Vorbehalt hat zur Folge, dass bestimmte Dokumentenvorlagen fir
rein nationale deutsche Gerichtsverfahren zulassig sind, die fir Beweisaufnahmeersuchen
aus Common-Law-Staaten unzuldssig sind. Ein sachlicher Grund fir diese unterschiedliche
Behandlung in- und auslandischer Dokumentenvorlageersuchen ist nicht ersichtlich.
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Der Entwurf sieht daher vor, dass die Bundesrepublik Deutschland nunmehr dem Beispiel
anderer Vertragsstaaten des HBU folgend Ersuchen um ,pre-trial discovery of documents*
ausdricklich unter engen Voraussetzungen zuldsst, wie es auch schon mehrfach Spezial-
kommissionen der Haager Konferenz zum HBU empfohlen haben (so etwa im Jahre 2003
und zuletzt im Jahre 2014). Die hier erneut vorgeschlagene Neufassung des § 14 HZU/HBU
AusfG sichert die Rechte deutscher Prozessparteien in hinreichendem Umfang. Denn hier-
nach mussen Dokumentenvorlageersuchen ausreichend konkret sein, also vor allem die
Urkunden angeben, die gepriift werden sollen (Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe g HBU). Ins-
besondere pauschale Ersuchen um Vorlage ganzer Dokumentensammlungen brauchen
weiterhin nicht erledigt zu werden. Erledigungsfahig sind vielmehr nur solche Ersuchen, die
die vorzulegenden Dokumente im Einzelnen genau bezeichnen und in denen auch die Be-
deutung der vorzulegenden Dokumente fur den Ausgang des konkreten Verfahren eindeu-
tig darlegt wird (8 14 Nummer 1 und 2 HZU/HBU AusfG-E). Es ist allein Aufgabe des aus-
landischen Prozessgerichts beziehungsweise der ersuchenden Stelle zu priifen und in dem
Rechtshilfeersuchen entsprechend darzulegen, dass die vorzulegenden Dokumente fiir das
konkrete Verfahren von unmittelbarer Bedeutung sind. Fehlt es an einer entsprechenden
Einordnung durch das zustandige Gericht beziehungsweise geht diese aus dem Ersuchen
nicht eindeutig hervor, ist das Ersuchen nicht erledigungsfahig. Zudem besteht eine Vorla-
gepflicht nur fur die Parteien des Rechtsstreits, nicht aber fir Dritte, und auch nur hinsicht-
lich der im Besitz der Parteien befindlichen Dokumente (§ 14 Nummer 3 HZU/HBU AusfG-
E). Auch insoweit obliegt der Zentralen Behérde bei der Entscheidung tber die Bewilligung
des Ersuchens keine Prifpflicht, ob sich die Dokumente auch tatséchlich im Besitz einer
Verfahrenspartei befinden. Vielmehr reicht es aus, dass in dem Ersuchen schlissig darge-
tan wird, dass sich die Dokumente mutmallich im Besitz einer Partei befinden. Ist dies
tatsachlich nicht der Fall, kann die Partei die Dokumentenvorlage mit dieser Begriindung
verweigern. Damit sollen zu weitgehende oder unerfillbare Ersuchen ausgeklammert wer-
den. Auch kann der Vorlagepflichtige nach Artikel 11 HBU Gegenrechte sowohl nach dem
Recht des ersuchenden Staates als auch nach dem Recht des ersuchten Staates (Bundes-
republik Deutschland) geltend machen (§ 14 Nummer 4 HZU/HBU AusfG-E). Da die Uber-
mittlung von personenbezogenen Daten aus Mitgliedstaaten der EU an Drittstaaten nur un-
ter den in Artikel 44 bis 49 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natlrlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom
22.11.2016, S. 2, L 127 vom 23.5.2018, S. 2, L 74 vom 4.3.2021, S. 35) (im Folgenden:
DSGVO) genannten Voraussetzungen zulassig ist, wird im Regelungstext in § 14 Num-
mer 5 HZU/HBU AusfG-E explizit klargestellt, dass fiir eine Dateniibermittlung auch die Vo-
raussetzungen des Kapitels V der DSGVO vorliegen missen. Nach der DSGVO dirften fur
Dateniibermittlungen im Regelungsbereich von § 14 HZU/HBU AusfG Rechtsgrundlagen
zur Verfligung stehen. Da fir das Vereinigte Kénigreich ein sogenannter Angemessenheits-
beschluss der KOM vorliegt, ist eine Datenubermittlung dorthin schon nach Artikel 45
DSGVO zulassig. Fur Datentibermittlungen in die USA kann im Rahmen von ,pre-trial® dis-
covery-Verfahren auf Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe e DSGVO zurlickgegriffen werden
(vergleiche Kuhling/Buchner/Schréder, 3. Auflage 2020, DS-GVO Artikel 49 Rn. 27 ff.; Pe-
ter Schantz, in: Simitis/Hornung/Spiecker genannt Déhmann, Datenschutzrecht, DSGVO
Artikel 49 Rn. 41).

Die beflrchtete Ausforschung deutscher Vorlagepflichtiger erscheint somit nach der vorge-
schlagenen Einschrankung des deutschen Vorbehalts ausgeschlossen.

Zu Artikel 4 (Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

In der Inhaltsuibersicht wird die Uberschrift des § 282 an die Uberschrift des § 282 ange-
passt, die nach Nummer 4 Buchstabe a dieses Entwurfs geé&ndert werden soll.
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Zu Nummer 2 (8§ 158a FamFG-E)

§ 158a Absatz 2 FamFG regelt die Voraussetzungen, unter denen eine Person fir die Auf-
gaben als Verfahrensbeistand personlich geeignet ist. Danach darf eine Person nicht zum
Verfahrensbeistand bestellt werden, wenn sie rechtskraftig wegen einer der in § 158a Ab-
satz 2 Satz 2 FamFG benannten Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, gegen
die kérperliche Unversehrtheit oder die personliche Freiheit eines Kindes oder Jugendlichen
verurteilt wurde. Im Katalog der einschlagigen Vorschriften des Strafgesetzbuchs soll der
mit dem Gesetz zur Bek&mpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder vom 16. Juni 2021
(BGBI. I S. 1810) eingefiuihrte Straftatbestand des § 184l StGB — Inverkehrbringen, Erwerb
und Besitz von Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild — ergénzt werden. Bei dieser
Ergénzung handelt es sich um die Korrektur eines Redaktionsversehens.

Gleichzeitig soll die Ersetzung des Wortes ,stets” durch ,insbesondere® in § 158a Absatz 2
Satz 2 FamFG-E verdeutlichen, dass es sich bei der Aufzahlung der genannten Straftatbe-
sténde nicht um eine abschliel3ende handelt. Hierdurch wird klargestellt, dass auch recht-
kraftige Verurteilungen wegen anderer Straftaten den Grund dafir bilden kdnnen, dass das
Gericht die personliche Eignung einer Person als Verfahrensbeistand verneint.

Zu Nummer 3 (§ 158c FamFG-E)

Es handelt sich um eine notwendige Folgednderung. § 158c Absatz 3 Satz 2 FamFG ver-
weist fur die Festsetzung der Vergitung des Verfahrensbeistands auf § 168 Absatz 1 Fa-
mFG. Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882) am 1. Januar 2023 wird der bisherige Regelungs-
inhalt des § 168 Absatz 1 FamFG in die ab 1. Januar 2023 geltende Fassung des § 292
Absatz 1 und 5 FamFG (im Folgenden: FamFG neue Fassung) Uberfihrt. Die Verweisung
in 8 158c Absatz 3 Satz 2 FamFG ist daher entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 4 (8§ 282 FamFG-E)
Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Die Anderung des Regelungsinhalts in Absatz 1 macht eine Anpassung der Uberschrift er-
forderlich.

Zu Buchstabe b (Absatz 1)

Der neu gefasste Absatz 1 enthalt zwei Anderungen gegeniiber dem bisherigen Wortlaut
der Vorschrift.

Mit der Bezeichnung ,Gutachten zur Feststellung der Pflegebedurftigkeit” wird fur Verfah-
ren in Betreuungssachen geregelt, welche nach § 18 des Elften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB XI) erstellten Gutachten an Stelle eines Sachverstandigengutachtens nach § 280 Ab-
satz 1 FamFG verwandt werden konnen. Nach dem geltenden Wortlaut des § 282 Absatz 1
FamFG kann das Gericht von der Einholung eines Sachverstandigengutachtens lediglich
absehen, wenn ein arztliches Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversiche-
rung vorliegt. Mit der Bezeichnung ,,Gutachten zur Feststellung der Pflegebedurftigkeit® wird
einer seit dem Jahr 2012 geltenden Anderung des § 18 Absatz 1 SGB XI Rechnung getra-
gen, nach der neben dem Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (mittlerweile nur
noch ,Medizinischen Dienst®) auch andere von den Pflegekassen beauftragte unabhangige
Gutachter befugt sind, Gutachten nach § 18 SGB XI zu erstellen. Die Bezeichnung ,Gut-
achten zur Feststellung der Pflegebedurftigkeit” wird bereits in § 18 Absatz 6a Satz 1
SGB Xl fur die in § 18 Absatz 1 SGB XI genannten Gutachten verwendet. Wie bislang soll
angesichts der Tatsache, dass die Anordnung einer rechtlichen Betreuung einen erhebli-
chen Grundrechtseingriff darstellt und weitgehende Auswirkungen fur den Betroffenen hat,
daran festgehalten werden, dass es sich bei dem Pflegegutachten um ein arztliches, und
damit auf Grundlage besonderer Sachkunde erstelltes, Gutachten handeln muss.
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Die weitere Anderung des Absatzes 1 erfolgt im Hinblick auf den zum 1. Januar 2023 in
Kraft tretenden neuen 8§ 1814 BGB. In diesem wird — ohne wie bisher nach der Art der
Erkrankung oder Behinderung zu differenzieren — kiinftig geregelt, dass wegen jeder krank-
heits- oder behinderungsbedingten Einschrankung der Fahigkeit zur rechtlichen Besorgung
der eigenen Angelegenheiten oder beim Verlust dieser Fahigkeit die Bestellung eines recht-
lichen Betreuers in Frage kommen kann. Dementsprechend wird auch in 8§ 282 Absatz 1
FamFG-E auf eine ndhere Bezeichnung der Krankheit oder Behinderung verzichtet. Hiermit
verbunden ist, dass auch bei kérperlichen Erkrankungen oder Behinderungen unter den
Voraussetzungen des 8§ 282 FamFG die Bestellung eines Betreuers auf Grundlage eines
bestehenden &rztlichen Gutachtens zur Feststellung der Pflegebedirftigkeit nach § 18
SGB Xl erfolgen kann. Die damit einhergehende Erweiterung des Anwendungsbereichs der
Ausnahmevorschrift des 8 282 Absatz 1 FamFG-E ist sachgerecht. Ein Gutachten zur Fest-
stellung der Pflegebedurftigkeit einer korperlich erkrankten oder behinderten Person ist zur
Feststellung der gesundheitlichen Einschrankungen und einer sich daraus ergebenden Not-
wendigkeit einer rechtlichen Betreuung nicht weniger geeignet als ein Gutachten, das zur
Pflegebedurftigkeit einer psychisch erkrankten oder behinderten Person erstellt wurde.
Handelt es sich um Betroffene, die infolge einer schweren korperlichen Behinderung oder
Krankheit nicht in der Lage sind, selbst einen Antrag auf Betreuung zu stellen, ist gemaf}
§ 281 Absatz 1 Nummer 1 FamFG neue Fassung die Mdéglichkeit ausgeschlossen, aus-
nahmsweise einen rechtlichen Betreuer auf Grundlage eines arztlichen Zeugnisses zu be-
stellen.

Zu Nummer 5 (8§ 285 FamFG-E)

Die Anfugung des vorgeschlagenen Satzes in § 285 Absatz 2 FamFG neue Fassung dient
der Korrektur eines Redaktionsversehens. Bislang regelt § 285 FamFG die gerichtliche An-
ordnung der Ablieferung oder Vorlage von Schriftstlicken, die nach § 1901c BGB abzulie-
fern sind. Dabei enthalt § 1901c Satz 1 BGB insbesondere die Pflicht, beim Betreuungsge-
richt Schriftstlicke abzuliefern, die Vorschlage des Betroffenen zur Auswahl des Betreuers
oder Wiinsche zur Wahrnehmung der Betreuung enthalten. Mit geringfiigig anderer Formu-
lierung ist diese Verpflichtung ab dem 1. Januar 2023 in § 1816 Absatz 2 Satz 4 BGB ge-
regelt, was in 8§ 285 Absatz 2 FamFG nachvollzogen werden soll.

Zu Nummer 6 (8§ 292 FamFG-E)

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des Vormundschaft- und Betreuungsrechts am
1. Januar 2023 enthélt 8§ 292 FamFG neue Fassung — anstelle der bisherigen Verweisung
auf 8§ 168 FamFG) — Regelungen zur Festsetzung von Zahlungen an den Betreuer, wah-
rend die Regelungen Uber den Regress der Staatskasse kiinftig in 8§ 292a FamFG neue
Fassung (Zahlungen an die Staatskasse) enthalten sind. Die in § 292 Absatz 3 Satz 2 Fa-
MFG neue Fassung vorgesehene Verweisung auf die Normen der Zivilprozessordnung be-
riicksichtigt dies bislang nicht und ist folglich entsprechend anzupassen. Fir die Festset-
zung der Zahlungen an den Betreuer ist nur auf die fur die Bewilligung der Prozesskosten-
hilfe nach § 118 Absatz 2 Satz 1 und 2 ZPO geltenden Regelungen lber die Glaubhaftma-
chung und Uber eigene Erhebungen des Gerichts zu verweisen.

Zu Nummer 7 (8 292a FamFG-E)

§ 292a FamFG neue Fassung regelt kiinftig die Festsetzung der Regresszahlungen an die
Staatskasse. Die bislang in 8 292 Absatz 3 Satz 2 FamFG neue Fassung enthaltene Ver-
weisung auf § 120 Absatz 2 und 3 ZPO und § 120a Absatz 1 Satz 1 und 3 ZPO, die Rege-
lungen uber die im Rahmen der Prozesskostenhilfe festzusetzenden Zahlungspflichten ent-
halten, ist daher entsprechend in den § 292a Absatz 1 FamFG-E zu verschieben. Darlber
hinaus wird auch auf 8§ 120a Absatz 1 Satz 2 ZPO verwiesen. Es handelt sich um die Be-
richtigung eines Redaktionsversehens.



Drucksache 84/22 -38 -

Zu Nummer 8 (8 294 FamFG-E)

Es handelt sich um eine erforderliche Folgednderung aufgrund des Gesetzes zur Reform
des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882). Das Fa-
mMFG enthélt mit 8§ 294 und § 295 gesonderte Regelungen fur die Aufhebung oder Ein-
schrankung und fir die Verlangerung der Betreuung und des Einwilligungsvorbehaltes. In
den Bestimmungen wird jeweils gesondert geregelt, bis wann das Gericht spatestens tber
eine Aufhebung bzw. eine Verlangerung der Mal3nahme zu entscheiden hat, wobei beide
Entscheidungen spatestens sieben Jahren nach Anordnung der MalZnahme zu treffen sind.
Durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts wird in § 295
Absatz 2 Satz 2 FamFG neue Fassung die Frist, bis zu der das Gericht spatestens tber die
Verlangerung der Betreuung und des Einwilligungsvorbehaltes zu entscheiden hat, fir die
erstmalige Verlangerung einer Anordnung, die gegen den erklarten Willen des Betroffenen
erfolgte, auf zwei Jahre verkiirzt. Da es sich bei der Uberprifung zur Aufhebung oder Ver-
langerung um eine einheitliche Entscheidung handelt ist eine entsprechende Anpassung
der Fristregelung in § 294 Absatz 3 FamFG-E geboten.

Zu Nummer 9 (8 310 FamFG-E)

Die Anderung des § 310 FamFG-E dient der Anpassung der Vorschrift an Anderungen des
materiellen Rechts, die zum 1. Januar 2023 in Kraft treten werden. Zudem wird die Norm
genauer gefasst.

Mit der Ersetzung des Wortes ,UnterbringungsmafRnahme® durch die Wérter ,freiheitsent-
ziehenden Unterbringung oder freiheitsentziehenden Mal3nahme* wird berticksichtigt, dass
die Legaldefinition des Begriffs ,UnterbringungsmaflRnahme® in § 312 FamFG auch arztliche
Zwangsmalinahmen erfasst, die nicht mit einer Unterbringung verbunden sind. Die Mittei-
lungspflicht soll jedoch (nur) wéahrend der Dauer einer freiheitsentziehenden Unterbringung
oder freiheitsentziehenden Maflinahme gelten. Dies entspricht der geltenden Rechtslage
(vgl. Rausch, in: Schulte-Bunert/Weinreich, FamFG, 6. Auflage 2019, § 310 FamFG, Rand-
nummern 7, 8; Giers, in: Keidel, FamFG, 20. Auflage 2020, § 310 FamFG, Randnummer 2;
Froschle in: Pritting/Helms, FamFG, 5. Auflage 2020, § 310 FamFG, Randnummer 3). Zu-
dem wird auch sprachlich deutlicher, dass die Mitteilungspflicht auch fir freiheitsentzie-
hende Maflinahmen gilt.

Mit der Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts wird ab dem 1. Januar 2023 in
§ 1815 Absatz 2 BGB unter anderem geregelt, dass der Betreuer Entscheidungen tber eine
mit Freiheitsentziehung verbundene Unterbringung des Betreuten nach § 1831 Absatz 1
BGB und eine freiheitsentziehende MalRnahme im Sinne des § 1831 Absatz 4 BGB nur
treffen darf, wenn sie als Aufgabenbereich vom Betreuungsgericht ausdriicklich angeordnet
worden sind. Dementsprechend muss in der Mitteilung nach 8 310 FamFG-E zum Schutz
des Betroffenen auch aufgefiihrt werden, ob der Betreuer eine Entscheidung tber eine der
genannten Unterbringungsmaf3nahmen treffen darf.

Adressat der Mitteilung ist nach der vorgeschlagenen Anderung der Leiter der Einrichtung,
in der die Unterbringungsmalnahme durchgefiihrt wird. Diese geanderte Formulierung
macht deutlich, dass Adressat der Mitteilung auch der Leiter einer offenen Einrichtung ist,
in welcher die Freiheit des Betroffenen durch eine andauernde freiheitsentziehende Mal3-
nahme eingeschrankt wird.

Zu Artikel 5 (Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuchs)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, eine Verweisungsanpassung sowie eine

Anpassung der Verordnungsermachtigung an die Zustandigkeit des Bundesministeriums
der Justiz.
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Zu Artikel 6 (Anderung des Betreuungsorganisationsgesetzes)
Zu Nummer 1 (8§ 23 BtOG-E)

Die Erganzung des § 23 Absatz 1 Nummer 3 BtOG dient der Klarstellung. Dass die Berufs-
haftpflichtversicherung ausschlie3lich Vermdgensschéaden umfassen soll, ergibt sich be-
reits aus der in 8 23 Absatz 1 Nummer 3 BtOG festgelegten Mindestversicherungssumme
von 250 000 Euro, die nur fur die Absicherung von Vermoégensschaden ublich und ange-
messen ist. Dieser Betrag entspricht demjenigen, der nach 8 51 Absatz 4 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung (BRAO) flir die anwaltliche Pflichtversicherung vorgeschrieben ist
und dort ebenfalls ausschlie3lich den Schutz von Vermégensschaden umfasst. Eine ent-
sprechende Regelung findet sich auch in § 5 Absatz der Rechtsdienstleistungsverordnung
(RDV) fiir die nach § 12 Absatz 1 Nummer 3 des Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG) fur
die von der registrierten Person zu unterhaltende Berufshaftpflichtversicherung. Fur Pflicht-
versicherungen, die Sach- und Personenschaden umfassen, sind wesentlich héhere Versi-
cherungssummen risikoadaquat, etwa in Héhe von 3 Millionen Euro und mehr. Die Sam-
melhaftpflichtversicherungen der Lander fur ehrenamtliche Betreuer umfassen beispiels-
weise in Nordrhein-Westfalen Personen- und Sachschéaden von bis zu 5 Millionen Euro und
Vermogensschaden bis zu 250 000 Euro. Dieselben Mindestversicherungssummen gelten
auch in Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz. Dartber hinaus ist jedem beruflichen Be-
treuer anzuraten, sich auch gegen Personen- und Sachschaden angemessen zu versi-
chern. Von der Etablierung einer Pflicht zu deren Abschluss als Zugangsvoraussetzung
zum Betreuerberuf hat der Gesetzgeber entsprechend den vergleichbaren Regelungen im
Rechtsdienstleistungs- und Anwaltsrecht abgesehen. Dartber hinaus soll in § 23 Absatz 1
Nummer 3 BtOG die Festlegung der Mindestversicherungssumme auf eine Million Euro fr
alle Versicherungsfélle eines Versicherungsjahres aufgenommen werden. Dies entspricht
§ 114 Absatz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), der den Umfang des Versiche-
rungsschutzes fur Pflichtversicherungen bestimmt.

Die Anderung der Verordnungsermachtigung des § 23 Absatz 4 BtOG dient zum einen der
Klarstellung, dass diese auch die Regelung néherer Bestimmungen zur Konkretisierung
des erforderlichen Haftpflichtversicherungsschutzes in der Verordnung umfassen soll. Dies
erscheint erforderlich, da 8 23 Absatz 1 Nummer 3 BtOG nur die Begrenzung der Haft-
pflichtversicherung auf Vermogensschaden und die Mindestversicherungssumme festlegt.
Daruber hinaus wird klarstellend in die Verordnungsermachtigung aufgenommen, dass Ge-
genstand der Verordnung neben der Anerkennung und Zertifizierung von Anbietern von
Sachkundelehrgéngen, die zum Nachweis der fur die Registrierung erforderlichen Sach-
kunde dienen kdénnen, auch die Anerkennung und Zertifizierung von Anbietern von betreu-
ungsspezifischen Studien-, Aus- und Weiterbildungsgéngen sein kann.

Zu Nummer 2 (§ 24 BtOG-E)

In § 24 Absatz 4 BtOG wird die Verordnungsermdachtigung an den Verordnungsgeber Bun-
desministerium der Justiz angepasst.

Zu Artikel 7 (Weitere Anderung des Betreuungsorganisationsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht)

Die Inhaltsiibersicht ist aufgrund der Anderung der Uberschrift des § 24 sowie der Einfi-
gung der 88 33 und 34 anzupassen.
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Zu Nummer 2 (8 23 BtOG-E)
Zu Buchstabe a (Absatz 4)

In § 23 BtOG sollen erstmals durch die Einfiihrung von Mindesteignungsanforderungen Vo-
raussetzungen fur eine einheitliche Qualitat aller beruflich gefiihrten Betreuungen sicherge-
stellt werden, bestehend aus der persoénlichen Eignung und Zuverlassigkeit und der fachli-
chen Eignung des beruflichen Betreuers, die durch den Nachweis bestimmter Sachkennt-
nisse zu belegen ist. Mit der Registrierung durch die Stammbehérde, die Voraussetzung fir
die berufliche Betreuungsfiihrung ist, soll der Berufszugang durch ein niedrigschwelliges
Verfahren geregelt werden. Die Voraussetzungen fur eine Registrierung als beruflicher Be-
treuer sind im Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts fur selbstan-
dig Tatige und fur Mitarbeiter eines anerkannten Betreuungsvereins bislang einheitlich ge-
regelt. Was den Nachweis der Sachkunde angeht, ist jedoch eine Differenzierung zwischen
diesen beiden Betreuergruppen geboten, da die Téatigkeit in einem anerkannten Betreu-
ungsverein bereits eine Gewahr dafir bietet, dass die Mitarbeiter mit Unterstiitzung durch
den Verein bei der Betreuungsfuhrung qualitative Mindestanforderungen erfillen. Betreu-
ungsvereine missen namlich geman § 14 Absatz 1 Nummer 2 und 3 BtOG bereits im An-
erkennungsverfahren nachweisen, dass sie eine ausreichende Zahl geeigneter Mitarbeiter
haben, diese beaufsichtigen, weiterbilden und einen Erfahrungsaustausch zwischen den
Mitarbeitern ermdglichen. Das Vorliegen dieser Anerkennungsvoraussetzungen wird regel-
malRig, in der Regel jahrlich, durch die Gberdrtliche Betreuungsbehdrde Gberprift. Damit
garantieren die anerkannten Betreuungsvereine Berufsanfangern, die als Vereinsmitarbei-
ter berufliche Betreuungen fiihren, von Beginn ihrer Téatigkeit an eine begleitende kontinu-
ierliche Vermittlung von Sach- und Anwendungskenntnissen, so dass es gerechtfertigt er-
scheint, sie unter bestimmten Voraussetzungen auch schon vor dem vollstandigen Nach-
weis der erforderlichen Sachkunde zu registrieren.

Folgende Voraussetzungen miissen fir die in § 23 Absatz 4 Betreuungsorganisationsge-
setz in der Entwurfsfassung (BtOG-E) neu geschaffene Mdglichkeit der Registrierung vor-
liegen:

— Der Antragsteller muss bereits als Mitarbeiter bei einem anerkannten Betreuungsverein
angestellt sein oder der Stammbehdrde durch Vorlage einer Anstellungszusage des
Vereins nachweisen kdnnen, dass er angestellt wird, sobald die Registrierung erfolgt
ist. Die Mdglichkeit, sich nach § 23 Absatz 4 BtOG-E registrieren zu lassen, wird also
sowohl bereits beim Verein beschaftigten Mitarbeitern erdffnet als auch solchen An-
tragstellern, deren Anstellung im unmittelbaren Anschluss an die Registrierung erfolgen
wird. Letzteres erscheint geboten, weil von einem Betreuungsverein im Hinblick auf die
notwendige Refinanzierung nicht zu erwarten ist, dass er eine Person einstellt, deren
Registrierung als beruflicher Betreuer ungewiss ist, weil damit auch der Vergltungsan-
spruch des Vereins nach 8 7 Absatz 2 VBVG ungewiss ist.

— Die Stammbehérde muss die nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 BtOG fur die Registrierung
erforderliche personliche Eignung und Zuverlassigkeit festgestellt haben.

— Darlber hinaus muss auch der Nachweis gegentber der Stammbehdrde erbracht wor-
den sein, dass eine die Anforderungen des 8§ 23 Absatz 1 Nummer 3 BtOG erflillende
Berufshaftpflichtversicherung tGiber den Verein gewahrleistet ist oder wird.

— Der Antragsteller kann die nach § 23 Absatz 3 BtOG erforderliche Sachkunde in we-
sentlichen Teilen gegentber der Stammbehoérde nachweisen. Inhalt und Umfang der
erforderlichen Sachkunde ergibt sich im Einzelnen aus der gemaf § 23 Absatz 4 BtOG
zu erlassenden Rechtsverordnung. Die Gewichtung der einzelnen Bereiche ist an den
in der Anlage der Rechtsverordnung aufgefiihrten Modulen zu orientieren. Die Studie
zur ,Qualitat in der rechtlichen Betreuung“ hat ergeben, dass in Betreuungsvereinen
nach dem Ergebnis der Befragungen 93 Prozent Hochschulabsolventen als Betreuer
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tétig sind, wobei ein Anteil von 72 Prozent unter diesen Uber einen Hochschulabschluss
der Sozialpadagogik/Sozialen Arbeit verflgt (vergleiche Abschlussbericht, Kapitel
5.1.1, S. 120 ff.). Auch wenn sich diese Daten auf das Jahr 2016 beziehen, sind keine
Umstande ersichtlich, dass sich diese Sachlage wesentlich verandert hat oder sich in
Zukunft grundlegend verandern wird. Vorbehaltlich der genauen Festlegungen in der
Verordnung kann vor diesem Hintergrund davon ausgegangen werden, dass dem weit
Uberwiegenden Teil der Berufsanféanger in einem Betreuungsverein auf Grundlage ih-
rer bereits durch ihre Vorausbildung erworbenen Kenntnisse die Mdglichkeit der sofor-
tigen Registrierung eréffnet werden kann.

— Der Betreuungsverein muss glaubhaft darlegen, dass der Antragsteller durch einen an-
deren erfahrenen Mitarbeiter des Vereins bei der Fihrung seiner Betreuungen ange-
leitet und kontrolliert wird. Diese Verpflichtung geht tUber die Anerkennungsvorausset-
zungen des 8 14 BtOG hinaus, da sie auf eine individuelle Anleitung und Kontrolle des
einzelnen Mitarbeiters bei der Betreuungsfiihrung gerichtet ist. Der andere Mitarbeiter
muss selbst als beruflicher Betreuer bereits registriert sein und auch den vollen Sach-
kundenachweis erbracht haben. Nur durch diese enge und kontinuierliche Begleitung
und Unterstutzung ist es zu rechtfertigen, dass Berufsanfanger mit einer geringen Fall-
zahl von Beginn an als berufliche Betreuer bestellt werden kdénnen.

— Es muss zu erwarten sein, dass der Antragsteller die noch nachzuweisende Sach-
kunde binnen eines Jahres ab Registrierung erwerben und nachweisen wird. Schon
bei der Registrierung sollte der Antragsteller gegentiber der Stammbehorde konkret
darlegen, wie und wann er die noch nicht nachgewiesene Sachkunde erwerben wird.

Wenn samtliche dieser Voraussetzungen vorliegen, kann die Stammbehdrde den Antrag-
steller als beruflichen Betreuer registrieren. Es handelt sich dabei nicht um eine vorlaufige
Registrierung, die nach einem Jahr endet. Vielmehr ist die Registrierung zu widerrufen,
wenn die Sachkunde nicht innerhalb eines Jahres nachtraglich nachgewiesen wird, siehe
§ 27 Absatz 1 Nummer 4 BtOG-E. Da zu erwarten ist, dass der weit Uberwiegende Teil der
Antragsteller den Nachweis innerhalb der gesetzten Frist erbringen kann, ist eine solche
Regelung fur die Stammbehdrde mit weniger Aufwand verbunden als eine vorlaufig zu er-
teilende Registrierung, die bei vollstandigem Nachweis durch einen neuen Verwaltungsakt
zu bestatigen ware. Satz 3 sieht zudem die Moglichkeit fur die Stammbehdrde vor, in be-
grindeten Ausnahmeféllen die Frist von einem Jahr nach erfolgter Registrierung fir den
vollstdndigen Nachweis der Sachkunde zu verlangern, wenn die registrierte Person nach-
weist, dass sie ohne ihr Verschulden verhindert ist, die Frist einzuhalten. Ein solcher Fall
kann zum Beispiel vorliegen, wenn der Vereinsbetreuer die fur den vollstandigen Nachweis
der Sachkunde erforderlichen Module eines Sachkundelehrgangs aufgrund langerer Krank-
heit oder Elternzeit nicht rechtzeitig hat absolvieren kénnen.

Mit dieser Regelung soll sichergestellt werden, dass anerkannte Betreuungsvereine auch
Berufsanfanger, denen in der aktuellen Praxis oftmals gleich zu Beginn ihrer Tatigkeit bis
zu 20 Betreuungen als Vereinsbetreuer Ubertragen werden, teilweise dadurch refinanzieren
koénnen, dass sie fir inre Betreuertatigkeit geman § 7 Absatz 2 Satz 1 VBVG in Verbindung
mit 8 19 Absatz 2 BtOG eine Vergitung erhalten.

Eine entsprechende Privilegierung auch fur Antragsteller vorzusehen, die in ein bestehen-
des Betreuungsbiro mehrerer bereits registrierter selbstandiger beruflicher Betreuer ein-
steigen wollen, erscheint nicht gerechtfertigt, da die zugrundeliegenden Strukturen nicht
identisch sind. Eine Berechtigung, berufliche Betreuungen schon vor dem vollstandigen
Sachkundenachweis zu erhalten, soll eine Ausnahme darstellen, die einer besonderen
Rechtfertigung bedarf. Die Regelung dient nicht dem Ziel, Antragstellern einen mdglichst
schnellen und einfachen Berufseinstieg zu ermdglichen. Nur anerkannte Betreuungsver-
eine mussen die in 8 14 BtOG normierten Voraussetzungen erfullen und kbnnen somit eine
verlassliche Gewahr daflr bieten, Berufsanfanger bei der Betreuungsflihrung so qualifiziert
und eng zu begleiten, wie es zum Schutz der betreuten Menschen erforderlich ist.
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Zu Buchstabe b (Absatz 5)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Zuge der Einfligung des neuen Absat-
zes 4.

Zu Nummer 3 (8§ 24 BtOG-E)

Die Festlegung einer bundeseinheitlichen Registrierungsgebihr erfolgt auf ausdriicklichen
Wunsch der Lander. Ungeachtet dieser Regelung bleibt es den Landern unbenommen, da-
von abweichende Gebiihrenregelungen zu treffen. Es handelt sich nicht um eine bundes-
einheitliche Regelung ohne Abweichungsmdglichkeit im Sinne des Artikels 84 Absatz 1
Satz 4 des Grundgesetzes. Bei den Registrierungen von Bestandsbetreuern auf der Grund-
lage von 8§ 32 Absatz 1 Satz 1 BtOG wird keine Registrierungsgebiihr vorgesehen. Gleiches
gilt fir solche Betreuer, die bereits registriert waren und sich lediglich wegen eines Wech-
sels ihres Sitzes oder Wohnsitzes bei einer anderen Stammbehdrde registrieren lassen
mussen. Dies erscheint angemessen, da ein nennenswerter Prifungsaufwand fur die
Stammbehorde in diesen Fallen entféllt. Nach § 32 Absatz 1 BtOG muissen Bestandsbe-
treuer zum Zeitpunkt der Registrierung nur den Haftpflichtversicherungsschutz nachweisen
sowie die Ubrigen in § 32 Absatz 1 BtOG aufgefuhrten Unterlagen beziehungsweise Infor-
mationen beibringen. Ortswechsler haben nach § 28 Absatz 2 Satz 2 BtOG gar keine Re-
gistrierungsvoraussetzungen nachzuweisen.

AuRerdem kénnen die Stammbehdrden nach pflichtgemaliem Ermessen im Einzelfall auch
von der Gebuhrenerhebung absehen, wenn konkrete Grinde ersichtlich sind, dass dies
unbillig ware. Hier kommen insbesondere Falle in Betracht, die nicht ausdrucklich gebiih-
renfrei gestellt sind, in denen aber aus sonstigen Griinden der Stammbehdérde kein oder
nur ein sehr unerheblicher Prifungsaufwand entsteht. Neue Betreuer, die sich ab dem 1.
Januar 2023 nach § 33 BtOG-E vorlaufig registrieren lassen, missen hierfir auch die volle
Gebiihr entrichten. Fir die spater notwendige unbefristete Registrierung sind sie dafir aus-
driicklich von der Zahlung befreit. Die Gebuhr soll fir sie insgesamt nur einmal anfallen.

Die Hohe der Gebuhr von 200 Euro orientiert sich an anderen Gebuhren, die fir Registrie-
rungen im beruflichen Bereich fallig werden. So kostet eine Eintragung in das Berliner Arzt-
register 100 Euro. Ein Antrag auf Bestellung als Steuerberater schlagt in Berlin mit 200 Euro
zu Buche. Die festgesetzte Gebuhr orientiert sich hieran. Sie spiegelt nicht die objektiven
Kosten fur den entstehenden Prifungsaufwand wider.

Zu Nummer 4 (§ 25 BtOG-E)

Die mit dem Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts eingefiihrte
Regelung in § 25 Absatz 3 BtOG, wonach der berufliche Betreuer der Stammbehérde jahr-
lich einen Nachweis Uber das Fortbestehen der fiir die Registrierung nach § 23 Absatz 1
Nummer 3 BtOG vorzuhaltenden Berufshaftpflichtversicherung einzureichen hat, soll ge-
strichen werden. Stattdessen soll in die gemanR § 23 Absatz 4 BtOG zu erlassende Rechts-
verordnung eine 8 5 Absatz 6 der Rechtsdienstleistungsverordnung entsprechende Rege-
lung aufgenommen werden, der zufolge im Versicherungsvertrag der Versicherer zu ver-
pflichten ist, der fur den haftpflichtversicherten beruflichen Betreuer zustandigen Stammbe-
horde die Beendigung oder Kiindigung des Versicherungsvertrages sowie jede Anderung
des Versicherungsvertrages, die den vorgeschriebenen Versicherungsschutz beeintrach-
tigt, unverztglich mitzuteilen. Dieses im Rahmen der Haftpflichtversicherung von behdérdlich
registrierten Berufstragern bereits in anderen Rechtsbereichen eingefiihrte Verfahren stellt
sicher, dass die Stammbehorde unverziiglich tiber fiir die Registrierung relevante Anderun-
gen im Versicherungsschutz informiert wird. Der jahrlichen Einreichung eines Nachweises
Uber den Fortbestand des Versicherungsschutzes durch den beruflichen Betreuer bei der
Stammbehorde bedarf es dann nicht mehr. Sowohl die beruflichen Betreuer als auch die
Versicherungen werden damit von Uberflissigem burokratischen Aufwand entlastet, der
durch die jahrliche Erstellung und Einreichung einer solchen Bescheinigung entstinde.
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Zu Nummer 5 (8§ 27 BtOG-E)

In 8 27 Absatz 1 BtOG soll ein weiterer zwingender Widerrufsgrund verankert werden, der
aufgrund des in § 23 Absatz 4 BtOG-E neu geregelten besonderen Nachweises der Sach-
kunde von Vereinsbetreuern notwendig wird. Ein Mitarbeiter eines anerkannten Betreu-
ungsvereins beziehungsweise ein klnftiger Mitarbeiter mit Anstellungszusage kann von der
Stammbehorde unter bestimmten Voraussetzungen bereits als beruflicher Betreuer regis-
triert werden, bevor er den erforderlichen Sachkundenachweis nach § 23 Absatz 1 Num-
mer 2 BtOG vollstandig erbringen kann. Nach der Neuregelung in § 23 Absatz 4 Satz 2
BtOG-E hat er die vollstandige Sachkunde bis zum Ablauf eines Jahres ab Registrierung
nachzuweisen. Halt er diese Verpflichtung nicht ein, ist die Registrierung durch die Stamm-
behdrde zu widerrufen. Da die Registrierung rechtmaf3ig war, hat der Widerruf nur eine
Wirkung fUr die Zukunft, so dass er keinen Einfluss auf die fur die Tatigkeit des Vereinsbe-
treuers bis zum Ablauf des Jahres nach Registrierung erworbenen Vergitungsanspriiche
des Vereins hat. Solange der Mitarbeiter eines anerkannten Betreuungsvereins Betreuun-
gen als registrierter beruflicher Betreuer gefiihrt hat, steht dem Verein fiir diesen Zeitraum
nach 8 7 Absatz 2 Satz 1 VBVG die Vergutung fir dessen Tatigkeit zu. Verlasst der Be-
treuer den Verein, bevor er die vollstandige Sachkunde nachgewiesen hat, ist die Regist-
rierung auf Grundlage der allgemeinen verwaltungsrechtlichen Widerrufsregelungen (vgl.
die § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes ent-
sprechenden landesrechtlichen Regelungen) ebenfalls zu widerrufen, da die erleichterte
Registrierung nach § 23 Absatz 4 BtOG-E zwingend an die Erflillung der dort genannten
Voraussetzungen, insbesondere die in Nummer 2 vorgesehene Anleitung und Kontrolle des
betreffenden Vereinsbetreuers gekoppelt ist.

Zu Nummer 6 (8§ 32 BtOG-E)

Samtliche Betreuer, die bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts am 1. Januar 2023 berufsmaflig Betreuungen gefiihrt haben
und weiterhin fihren werden, gelten gemal § 32 Absatz 1 BtOG zunéchst als vorlaufig re-
gistriert — und zwar ab dem 1. Januar 2023. Dies gilt unabhangig davon, wann innerhalb
der in Satz 5 vorgesehenen Sechsmonatsfrist die Betreuer ihren Antrag auf Registrierung
stellen. Die Anderung des Satzes 6 dient der Klarstellung, dass die Fiktion der vorlaufigen
Registrierung sofort ab Inkrafttreten des neuen Rechts gilt mit der Folge, dass samtliche
bereits tatigen beruflichen Betreuer ab diesem Zeitpunkt durchgehend einen Vergitungs-
anspruch haben. Der neue Satz 7 macht deutlich, dass die vorlaufige Registrierung auch
dann qilt, wenn der Betreuer innerhalb der Sechsmonatsfrist keinen Antrag auf Registrie-
rung stellt. Gleichzeitig stellt er klar, dass die vorlaufige Registrierung mit Ablauf der Sechs-
monatsfrist automatisch endet, wenn kein Antrag gestellt wird. Dabei meint Antragstellung
die schlichte Einreichung des Antrags, auf die Vorlage der mit dem Antrag beizubringenden
Nachweise kommt es fur die Fristwahrung nicht an. Es wird dartber hinaus bestimmt, dass
die Mitteilungspflicht der Stammbehdrde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 BtOG in dem Fall, dass
die vorlaufige Registrierung nach Fristablauf endet, entsprechend gilt.

Stellen die bereits téatigen beruflichen Betreuer den Antrag, werden sie bei Vorliegen der
sonstigen nach 8 32 Absatz 1 BtOG erforderlichen Nachweise durch die Stammbehérde
ohne Uberpriifung der Voraussetzungen des § 23 Absatz 1 Nummer 1 und 2 BtOG regis-
triert (8 32 Absatz 1 Satz 1 BtOG). Fuhren diese Betreuer jedoch weniger als drei Jahre
berufsmafiig Betreuungen, mussen sie nach 8§ 32 Absatz 2 Satz 2 BtOG ihre Sachkunde
nach 8 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 BtOG gegeniber der Stammbehdrde nachtraglich
nachweisen, andernfalls hat die Behorde die Registrierung zu widerrufen. Insbesondere
angesichts der weitreichenden Folgen eines fehlenden nachtraglichen Nachweises der
Sachkunde erscheint die im Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts vorgesehene Frist von einem Jahr ab Inkrafttreten dieses Gesetzes als zu kurz be-
messen und soll deshalb bis zum 30. Juni 2025 angemessen verlangert werden. Die Ver-
langerung ist insbesondere deshalb geboten, weil nach der noch ausstehenden Verab-
schiedung der nach § 23 Absatz 4 BtOG zu erlassenden Rechtsverordnung zunachst die



Drucksache 84/22 -44 -

entsprechenden Studien-, Aus- und Fortbildungslehrgange vollstandig etabliert und von der
nach Landesrecht zustdndigen Behorde anerkannt werden mussen. Diese sollen den be-
troffenen beruflichen Bestandsbetreuern eine gegebenenfalls erforderliche Nachqualifizie-
rung ermaoglichen.

Zu Nummer 7 (88 33 und 34 BtOG-E)

Der neu eingefugte § 33 BtOG-E ist eine Ubergangsregelung allein fiir solche Bewerber,
die nach dem 1. Januar 2023 erstmals neu als berufliche Betreuer tatig werden und sich
registrieren lassen wollen. Die hierin vorgesehene Mdglichkeit einer zeitlich befristeten vor-
laufigen Registrierung dient ausschlief3lich der Vermeidung eines Mangels neuer berufli-
cher Betreuer in der Ubergangszeit nach Einfiihrung des neuen Registrierungsverfahrens,
in der mit einer erhéhten Nachfrage bei der Belegung der neuen Sachkundelehrgange und
einem noch knappen Angebot zu rechnen ist. Bewerber, die bereits teilweise die nach § 23
Absatz 3 BtOG fur den Nachweis der Sachkunde erforderlichen Kenntnisse vorweisen kon-
nen, aber wegen des knappen Angebots oder der hohen Nachfrage noch keinen vollstan-
digen Sachkundenachweis nach § 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 BtOG erbringen kdnnen,
sollen von der Stammbehorde nach pflichtgeméalRem Ermessen vorlaufig registriert werden
kénnen. § 33 Satz 2 BtOG-E bestimmt, dass diejenigen Personen, die nach dieser Vor-
schrift vorlaufig registriert sind, wéahrend der Dauer dieser vorlaufigen Registrierung beruf-
liche Betreuer im Sinne der Begriffsbestimmung des § 19 Absatz 2 BtOG sind und fir ihre
Tatigkeit dementsprechend gemal § 7 Absatz 1 oder 2 VBVG ein Anspruch auf Vergutung
und Aufwendungsersatz besteht. Vorlaufige Registrierungen enden spatestens am 30. Juni
2025. Es steht im Ermessen der Stammbehérde, die vorlaufige Registrierung nach den
Umstanden des Einzelfalls mit einer kiirzeren Befristung zu versehen. Diese sollte sich an
der vorhersehbaren Dauer orientieren, in der der Bewerber voraussichtlich die fur die Sach-
kunde fehlenden Nachweise wird erbringen kdnnen. Eine Befristung, die nach dem 30. Juni
2025 endet, darf nicht ausgesprochen werden. Sie ist als gegenstandslos zu betrachten,
und es gilt die gesetzliche Hochstfrist. Sobald Antragsteller die vollstandige Sachkunde
nachweisen, missen sie einen weiteren Antrag fur die unbefristete Registrierung bei der
Stammbehoérde stellen. In Satz 4 wird dartiber hinaus bestimmt, dass die Mitteilungspflicht
der Stammbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 BtOG in dem Fall, dass die vorlaufige Re-
gistrierung nach Fristablauf endet, entsprechend gilt.

Der neu eingefligte 8 34 BtOG-E stellt klar, dass auf Bestandsvorsorgevollmachten, also
alle Vorsorgevollmachten, die vor Inkrafttreten des Betreuungsorganisationsgesetzes am
1. Januar 2023 erteilt und von der Betreuungsbehérde nach § 6 Absatz 2 Satz 1 des Be-
treuungsbehordengesetzes offentlich beglaubigt wurden, die mit dem Gesetz zur Reform
des Vormundschafts- und Betreuungsrechts geschaffene Neuregelung des § 7 Absatz 1
Satz 2 BtOG keine Anwendung findet. Dies dient der Rechtsklarheit, indem eine moglich-
erweise aus dem erst im Gesetzgebungsverfahren veroffentlichten Beschluss des Bundes-
gerichtshofs vom 12. November 2020 (V ZB 148/19) resultierende Rechtsunsicherheit im
Hinblick auf Bestandsvollmachten vermieden wird.

Zu Artikel 8 (Anderung des Vormiinder- und Betreuervergiitungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (8 9 VBVG-E)

Die Vorschrift schlief3t eine nicht beabsichtigte Regelungsliicke, die im Gesetz zur Reform
des Vormundschafts- und Betreuungsrechts enthalten ist. Wahrend 8§ 9 Absatz 4 Satz 1
und 2 VBVG hinsichtlich der Bestimmung des Vermdgensstatus wie auch des gewdhnli-
chen Aufenthalts auf das Ende des Abrechnungsmonats abstellt, ist in der Neuregelung
offengeblieben, wie die Vergiitung zu berechnen ist, wenn andere vergiitungsrelevante An-
derungen in der Betreuung innerhalb eines laufenden Abrechnungsmonats eintreten, wie
zum Beispiel ein Betreuerwechsel oder eine Beendigung der Betreuung. Die Vorschrift nor-
miert nunmehr fir diese Félle eindeutig eine anteilige Vergitung und stellt durch den Ver-
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weis auf 8§ 191 BGB im Interesse einer Verwaltungsvereinfachung klar, dass jeder Abrech-
nungsmonat, unabhangig von seiner tatsachlichen Anzahl an Kalendertagen, einheitlich mit
30 Tagen anzusetzen ist.

Zu Nummer 2 (Vergltungstabelle C in der Anlage)

Es handelt sich um Berichtigungen von fehlerhaften Eintragen in der Vergitungstabelle C
der Anlage, die nach der Beschlussfassung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts-
und Betreuungsrechts bei der Erstellung der Fassung des Gesetzes fur die Verkiindung
aufgrund eines redaktionellen Ubertragungsfehlers aufgetreten sind. Die Vergiitungstabel-
len wurden mit dem Reformgesetz inhaltlich nicht geandert.

Zu Artikel 9 (Anderung der Verordnung liber die Berufsausbildung zum
Justizfachangestellten/zur Justizfachangestellten)

Es handelt sich um begriffliche Bereinigungen, da ein Vormundschaftsgericht nicht mehr
existiert. Eine inhaltliche Anderung ist mit der Anpassung nicht verbunden.

Zu Artikel 10 (Anderung der ReNoPat-Ausbildungsverordnung)

Es handelt sich um begriffliche Bereinigungen, da ein Vormundschaftsgericht nicht mehr
existiert. Eine inhaltliche Anderung ist mit der Anpassung nicht verbunden.

Zu Artikel 11 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (8§ 328 SGB V-E)

Bisher ist nicht ausdricklich geregelt, dass fur das Zulassungsverfahren nach § 311 Ab-
satz 6 Satz 3 und 5 SGB V und das Bestatigungsverfahren nach § 327 in Verbindung mit
§ 362a Satz 1 SGB V auch Gebuhren nach § 328 SGB V in Verbindung mit der Telematik-
gebihrenverordnung erhoben werden kénnen. Dies soll mit der Vorschrift eindeutig gere-
gelt werden. Das Gleiche gilt fur das Bestatigungsverfahren nach § 327 SGB V in Verbin-
dung mit der Regelung, die in § 362b SGB V-E neu geschaffen wird.

Zu Nummern 2 und 3 (88 362 und 362b SGB V-E)

Mit der Anderung soll die technische Umsetzung des im Zuge der Reform des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts in 8 78b Absatz 1 der Bundesnotarordnung geschaffenen
Rechts von Arzten auf Einsichtnahme in das Zentrale Vorsorgeregister gewéahrleistet wer-
den. Um einerseits einen gesicherten Zugang zum Zentralen Vorsorgeregister fiir Arztinnen
und Arzte zu gewahrleisten und dabei den hohen Anforderungen an den Schutz vertrauli-
cher Daten gerecht zu werden und andererseits sicherzustellen, dass neben den bereits
zugriffsberechtigen Betreuungsgerichten und Notaren, die aus vergleichbar gesicherten
Netzwerken zugreifen, nur approbierte Arztinnen und Arzte eine elektronische Zugriffsmog-
lichkeit erhalten, soll hierflr die Telematikinfrastruktur genutzt werden.

Fur eine Anwendung, die die Erteilung von Auskunft aus dem Zentralen Vorsorgeregister
unter Nutzung der Telematikinfrastruktur ermdéglicht, soll § 327 SGB V entsprechend gelten.
Die Regelung einer entsprechenden Anwendung ist erforderlich, da es sich hierbei nicht um
eine Anwendung des Gesundheitswesens, der Rehabilitation oder der Pflege handelt.
Durch eine entsprechende Anwendung dieser Vorschrift wird sichergestellt, dass die An-
wendung, die die Erteilung von Auskunft aus dem Zentralen Vorsorgeregister hach Durch-
laufen eines Bestatigungsverfahrens ermoglicht, die Telematikinfrastruktur als ,weitere An-
wendung“ nutzen und die Gesellschaft fir Telematik fir die Nutzung von der Registerbe-
horde als Anbieter Entgelte verlangen kann.
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Zu Artikel 12 (Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch)

Durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021
(BGBI. | S. 882), ist das Rechtsinstitut des Gegenvormunds entfallen. Der Gegenvormund
ist daher im SGB VIII zu streichen.

Zu Artikel 13 (Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch)

Es handelt sich um eine Folgeanderung. Durch Artikel 7 des Teilhabestarkungsgesetzes
vom 2. Juni 2021 (BGBI. | S. 1387) wird der § 22 Absatz 5 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch zu § 22 Absatz 4. Diese Anderung ist bereits am 1. Januar 2022 in Kraft getreten.
Infolgedessen ware die in Artikel 13 des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts vorgesehene Anderung des Absatzes 5, die erst am 1. Januar 2023 in
Kraft treten wird, nicht mehr durchfiihrbar. Die vorgesehene Anderung wird nun an die dann
gultige Fassung der Norm angepasst.

Zu Artikel 14 (Anderung des Arzneimittelgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeénderung. Die Verweisung ist nach der Festlegung des In-
krafttretens von 8 40b AMG durch Artikel 4 Nummer 3 des Gesetzes zum Erlass eines Tier-
arzneimittelgesetzes und zur Anpassung arzneimittelrechtlicher und anderer Vorschriften
vom 27. September 2021 (BGBI. | S. 4530) und aufgrund der Neufassung der bezugge-
nommenen Regelungen im BGB durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts anzupassen.

Zu Artikel 15 (Anderung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts)

Zu Nummer 1 (Artikel 8 Nummer 5 und Artikel 13)

Die Aufhebung von Artikel 8 Nummer 5 des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts ist eine Folgeanderung. Mit dem Gesetz zur Bekampfung sexualisierter
Gewalt gegen Kinder vom 16. Juni 2021 (BGBI. | S. 1810) wurden die bis zum 1. Juli 2021
in 8 158 Absatz 7 FamFG enthaltenen Regelungen tber Aufwendungsersatz und Vergu-
tungsanspruch des Verfahrensbeistands in die Vorschrift des § 158c FamFG verschoben.
Die in Artikel 8 Nummer 5 des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882) vorgesehene Anderung des § 158 Absatz 7 Fa-
MFG in der bis zum 1. Juli 2021 geltenden Fassung wurde daher ins Leere laufen. Die
Regelung ist folglich aufzuheben.

Auch bei der Aufhebung von Artikel 13 des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts handelt es sich um eine Folgednderung. Durch Artikel 7 des Teilhabe-
starkungsgesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBI. | S. 1387) wird der § 22 Absatz 5 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch zu § 22 Absatz 4. Diese Anderung ist bereits am 1. Januar 2022
in Kraft getreten. Infolgedessen ware die in Artikel 13 des Gesetzes zur Reform des Vor-
mundschafts- und Betreuungsrechts vorgesehene Anderung des Absatzes 5, die erst am
1. Januar 2023 in Kraft treten wird, nicht mehr durchfiihrbar. Artikel 13 soll daher aufgeho-
ben und die entsprechende Anderung bezogen auf den neuen Regelungsstandort ange-
ordnet werden.

Zu Nummer 2 (Artikel 16)

Die aufgrund der in § 23 Absatz 4 und § 24 Absatz 4 BtOG enthaltenen Ermachtigungen zu
erlassende Rechtsverordnung soll bereits vor dem allgemeinen Inkrafttreten des Gesetzes
zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts erlassen werden und in Kraft tre-
ten. Dazu ist es notwendig, die entsprechenden Erméachtigungsgrundlagen bereits vor den
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ubrigen Anderungen des Reformgesetzes in Kraft zu setzen. Es wird daher ein vorgezoge-
nes Inkrafttreten nur dieser beiden Ermachtigungen am Tag nach der Verkindung dieses
Gesetzes vorgesehen.

Zu Artikel 16 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Das Gesetz tritt im Wesentlichen zum 1. Juli 2022 in Kraft. Ab diesem Tag gilt statt der
EGZVO weitgehend die EuZVO (vergleiche Artikel 37 EuZVO) und statt der EGBVO weit-
gehend die EuBVO (vergleiche Artikel 35 EuBVO).

Ubergangsvorschriften sind nicht erforderlich, da nach Artikel 36 Absatz 2 EuZVO Bezug-
nahmen auf die EGZVO als Bezugnahmen auf die EuZVO gelten und nach Artikel 34 Ab-
satz 2 EuBVO Bezugnahmen auf die EGBVO als Bezugnahmen auf die EuBVO.

Zu Absatz 2

Das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts tritt am 1. Januar 2023
in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt treten die in Artikel 4 Nummer 1, 3 bis 9, Artikel 5 Num-
mer 2 und 3 und Artikel 7 und 8 sowie Artikel 12 bis 14 enthaltenen Folgednderungen be-
ziehungsweise redaktionellen Bereinigungen im FamFG, im BGB, im BtOG, im VBVG, im
SGB Vil und im SGB IX sowie im AMG in Kraft.

Zu Absatz 3

Die Artikel 4 Nummer 2, Artikel 5 Nummer 1 sowie die Artikel 6, 11 und 15 treten am Tag
nach der Verkiindung in Kraft.
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	4. In § 829 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „weder nach der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 noch nach dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Dänemark über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstück...
	5. In § 845 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „weder nach der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 noch nach dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Dänemark über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstück...
	6. In der Überschrift des Buches 11 Abschnitt 1 wird die Angabe „(EG) Nr. 1393/2007“ durch die Angabe „(EU) 2020/1784“ ersetzt.
	7. § 1067 wird wie folgt geändert:
	8. § 1068 wird wie folgt gefasst:
	„§ 1068
	Elektronische Zustellung


	9. § 1069 wird wie folgt geändert:
	10. Nach § 1069 wird folgender § 1070 eingefügt:
	„§ 1070
	Sprache eingehender Anträge, Bescheinigungen und Mitteilungen


	11. Der bisherige § 1070 wird § 1071 und die Angabe „(EG) Nr. 1393/2007“ wird durch die Angabe „(EU) 2020/1784“ und die Angabe „1069“ wird durch die Angabe „1070“ ersetzt.
	12. In der Überschrift des Buchs 11 Abschnitt 2 wird die Angabe „(EG) Nr. 1206/2001“ durch die Angabe „(EU) 2020/1783“ ersetzt.
	13. § 1072 wird wie folgt geändert:
	14. § 1073 wird wie folgt geändert:
	15. § 1074 wird wie folgt geändert:
	16. In § 1075 wird die Angabe „Verordnung (EG) Nr. 1206/2001“ durch die Angabe „Verordnung (EU) 2020/1783“ ersetzt.
	17. In § 1089 Absatz 2 werden die Wörter „Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 sowie für die Durchführung § 1068 Abs. 1 und § 1069 Abs. 1“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 2020/1784 sowie für die Durchführung dieser Verordnung § 1067 Absatz 1, § 1069 Absatz...


	Artikel 2
	Änderung des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung
	In § 6 Absatz 3 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-14, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BG...

	Artikel 3
	Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Haager Übereinkommens vom 15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen und des Haager Übereinkommens vom 18. März 1970 über di...
	Das Gesetz zur Ausführung des Haager Übereinkommens vom 15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen und des Haager Übereinkommens vom 18. März 1970 über die Beweisauf...
	1. § 1 wird wie folgt geändert:
	2. § 7 wird wie folgt geändert:
	3. § 14 wird wie folgt gefasst:
	§ 14 „



	Artikel 4
	Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
	Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden i...
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 282 wie folgt gefasst:
	2. In § 158a Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „stets“ durch das Wort „insbesondere“ und die Angabe „184i bis 184k“ durch die Angabe „184i bis 184l“ ersetzt.
	3. § 158c Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	4. § 282 wird wie folgt geändert:
	5. Dem § 285 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
	6. § 292 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	7. Dem § 292a Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	8. Dem § 294 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
	9. § 310 wird wie folgt gefasst:
	§ 310 „
	Mitteilungen während einer Unterbringungsmaßnahme




	Artikel 5
	Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs
	Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5252) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 240a Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.
	2. In § 1631e Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 1909“ durch die Angabe „§ 1809“ ersetzt.
	3. In § 1795 Absatz 2 Nummer 2 wird nach dem Wort „soll“ ein Komma eingefügt.


	Artikel 6
	Änderung des Betreuungsorganisationsgesetzes
	Das Betreuungsorganisationsgesetz vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882, 917) wird wie folgt geändert:
	1. § 23 wird wie folgt geändert:
	2. In § 24 Absatz 4 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.


	Artikel 7
	Weitere Änderung des Betreuungsorganisationsgesetzes
	Das Betreuungsorganisationsgesetz, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 23 wird wie folgt geändert:
	3. § 24 wird wie folgt geändert:
	4. § 25 wird wie folgt geändert:
	5. § 27 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	6. § 32 wird wie folgt geändert:
	7. Die folgenden §§ 33 und 34 werden angefügt:
	§ 33 „
	Vorläufige Registrierung

	§ 34
	Anwendungsvorschrift zu § 7




	Artikel 8
	Änderung des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes
	Das Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882, 925) wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 9 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
	2. In der Anlage wird die Vergütungstabelle C wie folgt geändert:


	Artikel 9
	Änderung der Verordnung über die Berufsausbildung zum Justizfachangestellten/zur Justizfachangestellten
	Die Verordnung über die Berufsausbildung zum Justizfachangestellten/zur Justizfachangestellten vom 26. Januar 1998 (BGBl. I S. 195) wird wie folgt geändert:
	1. In § 3 Nummer 9.3 wird das Wort „vormundschaftsgerichtliche“ durch das Wort „vormundschaftsrechtliche“ ersetzt.
	2. In der Anlage wird in Nummer 9.3 in Spalte 2 das Wort „Vormundschaftsgerichtliche“ durch das Wort „Vormundschaftsrechtliche“ und in Spalte 3 das Wort „Vormundschaftsgericht“ durch das Wort „Familiengericht“ ersetzt.


	Artikel 10
	Änderung der ReNoPat-Ausbildungsverordnung
	In der Anlage werden in Abschnitt C Nummer 1.3 Buchstabe b der ReNoPat-Ausbildungsverordnung vom 29. August 2014 (BGBl. I S. 1490) die Wörter „familien- und vormundschaftsgerichtliche“ durch das Wort „familiengerichtliche“ ersetzt.

	Artikel 11
	Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
	Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 328 Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe „und 327“ ein Komma und die Wörter „auch in Verbindung mit § 311 Absatz 6 Satz 5, § 362a Satz 1 und § 362b,“ eingefügt.
	2. Die Überschrift vor § 362 wird wie folgt gefasst:
	„Siebter Titel
	Nutzung der Telematikinfrastruktur durch weitere Kostenträger und durch das Zentrale Vorsorgeregister“.


	3. Nach § 362a wird folgender § 362b eingefügt:
	„§ 362b
	Nutzung der Telematikinfrastruktur durch das Zentrale Vorsorgeregister




	Artikel 12
	Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
	Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden ist, wird wie folgt...
	1. In § 61 Absatz 2 werden die Wörter „Amtsvormund, Beistand und Gegenvormund“ durch die Wörter „Amtsvormund und Beistand“ ersetzt.
	2. § 68 Absatz 5 wird aufgehoben.


	Artikel 13
	Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
	§ 22 Absatz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 14
	Änderung des Arzneimittelgesetzes
	In § 40b Absatz 4 Satz 6 des Arzneimittelgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3394), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird die Angabe „§ 1901a“ durch die Angabe „§ 1827“ ersetzt.

	Artikel 15
	Änderung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts
	Das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882) wird wie folgt geändert:
	1. Artikel 8 Nummer 5 und Artikel 13 werden aufgehoben.
	2. Artikel 16 wird wie folgt geändert:


	Artikel 16
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am 1. Juli 2022 in Kraft.
	(2) Artikel 4 Nummer 1, 3 bis 9, Artikel 5 Nummer 2 und 3 und die Artikel 7, 8 sowie 12 bis 14 treten am 1. Januar 2023 in Kraft.
	(3) Artikel 4 Nummer 2, Artikel 5 Nummer 1 sowie die Artikel 6, 11 und 15 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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